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A. Problem und Ziel 

Das deutsche Finanzsystem leidet unter den Auswirkungen der weltweiten Fi- 
nanzmarktkrise. Die Lage auf den Finanzmärkten hat sich in den vergangenen 
Wochen erneut verschärft. Die Bankenkrise hat sich zu einer akuten Krise des 
Finanzsystems ausgeweitet. In dieser Krisensituation ist es fundamentale Auf- 
gabe des Staates, das Vertrauen in den Finanzmarkt wiederherzustellen und eine 
weitere Zuspitzung der Finanzmarktkrise zu verhindern. Die dramatische aktu- 
elle Lage hat überall in Europa staatliche Interventionen zum kurzfristigen Kri- 
senmanagement erforderlich gemacht. 

Das im Oktober 2008 verabschiedete Finanzmarktstabilisierungsgesetz 
(FMStG) hat durch Einrichtung eines „Finanzmarktstabilisierungsfonds“ we- 
sentlich zur Stabilisierung des deutschen Finanzmarktes beigetragen. Die Erfah- 
rungen der vergangenen Monate haben aber gezeigt, dass die geschaffenen Rah- 
menbedingungen im Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz, aber auch in den 
gesellschaftsrechtlichen Begleitmaßnahmen für Rekapitalisierangsmaßnahmen 
in einigen Punkten ergänzt werden müssen, um dem Fonds eine flexiblere Hand- 
habung der vorhandenen Stabilisierungsinstrumente und dem Bund eine erleich- 
terte Übernahme zum Zweck der Stabilisierung zu ermöglichen. Die zivil- und 
gesellschaftsrechtlichen Handlungsoptionen sollen im Interesse der Finanz- 
marktstabilität erweitert werden. 

Darüber hinaus ist nicht ausgeschlossen, dass in besonders gelagerten Fällen 
selbst die Nutzung der erweiterten zivil- und gesellschaftsrechtlichen Hand- 
lungsoptionen nicht ausreichen, um in dem für die Sicherung der Finanzmarkt- 
stabilität erforderlichen Zeitraum eine rechtssichere und wirtschaftlich zumut- 
bare Lösung zu erreichen. Für diese Zwecke räumt das Gesetz die Option einer 
Verstaatlichung als Ultima Ratio ein. Sie ist nachrangig gegenüber milderen 
Mitteln, kommt also nur in Betracht, wenn sie für die Sicherung der Finanz- 
marktstabilität erforderlich ist und andere rechtlich und wirtschaftlich zumutba- 
re Lösungen nicht mehr zur Verfügung stehen, mit denen die Finanzmarktstabi- 
lität gleichermaßen, aber auf weniger einschneidende Weise gesichert werden 
kann. Dies bezieht sich insbesondere auf die durch das Gesetz eingefügten wei- 
teren zivil- und gesellschaftsrechtlichen Möglichkeiten. 

Im Zuge der Finanzkrise und vergangener Krisen haben auch Staaten wie Groß- 
britannien und Schweden die Erfahrung gemacht, dass es in Einzelfällen zum 
Zweck der Finanzmarktstabilisierung erforderlich sein kann, ein Unternehmen 
des Finanzsektors vollständig, aber nur zeitweise zu verstaatlichen. Würde die 
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Option in einem Einzelfall als Ultima Ratio tatsächlich genutzt, so ist das betref- 
fende Unternehmen, sobald es nachhaltig stabilisiert ist, wieder zu privatisieren. 
Dabei ist den betroffenen Anteilsinhabern, über eine bereits geleistete Entschä- 
digung hinaus, ein Recht auf bevorzugten Erwerb einzuräumen. Die Möglich- 
keit, ein Enteignungsverfahren einzuleiten, endet am 30. Juni 2009. Damit wird 
deutlich, dass die Option einer Verstaatlichung zum Zwecke der Stabilisierung 
nicht auf Dauer zur Verfügung stehen soll, sondern nur zur Bewältigung der 
Finanzkrise zulässig ist. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht vor allem Anpassungen und Verbesserungen bei den Begleit- 
regelungen im Gesellschafts- und Übemahmerecht vor, damit Stabilisierungs- 
maßnahmen schnell und effektiv greifen können und Übernahmen zum Zweck 
der Stabilisierung erleichtert werden. Diese Änderungen gelten nur für Unter- 
nehmen, die die Leistungen des Stabilisierungsfonds in Anspruch nehmen oder 
nehmen wollen. Darüber hinaus schafft der Gesetzentwurf die zeitlich eng be- 
fristete Möglichkeit, zur Sicherung des öffentliches Gutes „Finanzmarktstabili- 
tät“ Anteile an einem Unternehmen des Finanzsektors und Wertpapierportfolien 
gegen angemessene Entschädigung zugunsten des Bundes oder des Finanz- 
marktstabilisierungsfonds zu verstaatlichen. Die Verstaatlichung ist nur zuläs- 
sig, wenn andere rechtlich und wirtschaftlich zumutbare Lösungen zur Siche- 
rung der Finanzmarktstabilität nicht mehr zur Verfügung stehen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen aufgrund des Gesetzes keine zusätz- 
lichen Kosten. 


E. Sonstige Kosten 

Der Gesetzentwurf verursacht keine zusätzlichen sonstigen Kosten. 


F. Bürokratiekosten 

Für die Unternehmen werden nur geringe, für Bürgerinnen und Bürger sowie die 
Verwaltung werden keine Informationspflichten eingeführt, vereinfacht oder ab- 
geschafft. 
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Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Stabilisierung des Finanzmarktes 
(Finanzmarktstabilisierungsergänzungsgesetz - FMStErgG) 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des 

Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes 

Das Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz vom 17. Ok- 
tober 2008 (BGBl. I S. 1982) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „oder beauf- 
sichtigte Finanzkonglomeratsunternehmen“ durch die 
Wörter „ , Versicherungs-Holdinggesellschaften oder ge- 
mischte Versicherungs-Holdinggesellschaften“ ersetzt. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Arrest oder andere Maßnahmen der Zwangsvollstre- 
ckung in den Fonds finden nicht statt. § 394 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend anzuwen- 
den.“ 

b) Im neuen Satz 5 wird das Wort „Berlin“ durch die 
Wörter „der Sitz der Deutschen Bundesbank“ ersetzt. 

3. § 3a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 3 wird das Wort „Fonds“ durch das Wort 
„Bund“ ersetzt. 

bb) Die folgenden Sätze werden angefügt: 

„Die Anstalt ist berechtigt, von Unternehmen des 
Finanzsektors, die eine Stabilisierungsmaßnah- 
me nach den §§ 6 bis 8 beantragen, die Erstattung 
von Kosten auf der Grundlage einer Verpflich- 
tungserklärung oder eines Vertrages zu verlangen 
oder diese durch Verwaltungsakt festzusetzen. Zu 
den Kosten gehören auch Kosten Dritter, derer 
sich die Anstalt gemäß Satz 1 bedient.“ 

b) Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„In der Satzung sind, soweit erforderlich, insbesondere 
Bestimmungen über die Organisation der Anstalt, ihre 
Vertretung, die Erstattung von Kosten sowie über die 
Haushaltsführung, Wirtschaftsführung und Rech- 
nungslegung des Fonds und der Anstalt aufzunehmen.“ 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Das Bundes- 
ministerium der Finanzen“ durch die Wörter „Der 
Fonds“ und die Angabe „36 Monaten“ durch die An- 
gabe „60 Monaten“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Soweit Schuldtitel und sonstige Forderungen 
vom Fonds garantiert sind, 


1 . ist die vorzeitige Geltendmachung der Forderungen, 
auch auf Grund einer Kündigung, ausgeschlossen, 

2. dürfen die Inhaber ihre Forderungen nicht durch 
Arrest oder Zwangsvollstreckung gegenüber dem 
Emittenten geltend machen. § 394 Satz 1 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend anzuwen- 
den, 

3. nehmen die Inhaber am Insolvenzverfahren über 
das Vermögen des Schuldners nicht teil. 

In einem Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Schuldners der Forderungen kann der Fonds seine 
Rückgriffsforderungen gegen den Schuldner als In- 
solvenzforderung anmelden. § 41 Absatz 2 der Insol- 
venzordnung findet insoweit keine Anwendung.“ 

5. ln § 9 Absatz 1 werden nach den Wörtern „§§ 7 und 8 die- 
ses Gesetzes“ die Wörter „und von Maßnahmen nach den 
§§ 1 und 4 des Rettungsübemahmegesetzes“ eingefügt. 

6. In § 13 wird nach Absatz 1 folgender Absatz la einge- 
fügt: 

„( 1 a) Der F onds kann sich auch nach dem 3 1 . Dezember 
2009 an Unternehmen des Finanzsektors beteiligen, an de- 
nen er auf Grund von Maßnahmen nach § 7 bereits betei- 
ligt ist, soweit dies erforderlich ist, um den Anteil seiner 
Kapitalbeteiligung an dem Unternehmen aufrechtzuerhal- 
ten oder gewährte Stabilisierungsmaßnahmen abzu- 
sichem.“ 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Beschleunigung und 
Vereinfachung des Erwerbs von Anteilen an sowie 
Risikopositionen von Unternehmen des 
Finanzsektors durch den Fonds 
„Finanzmarktstabilisierungsfonds - FMS“ 

Das Gesetz zur Beschleunigung und Vereinfachung des 
Erwerbs von Anteilen an sowie Risikopositionen von Unter- 
nehmen des Finanzsektors durch den Fonds „Finanzmarkt- 
stabilisierungsfonds - FMS“ vom 17. Oktober 2008 
(BGBl. I S. 1982, 1986) wird wie folgt geändert: 

1 . Der Überschrift werden folgende Kurzbezeichnung und 
Abkürzung angefügt: 

„(Finanzmarktstabilisierungsbeschleunigungsgesetz — 
FMStBG)“. 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 7 wird durch folgende Angaben er- 
setzt: 

„§ 7 Kapitalerhöhung gegen Einlagen und Kapital- 
herabsetzung 

§ 7a Bedingtes Kapital 
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§ 7b Schaffung eines genehmigten Kapitals durch 
die Hauptversammlung 

§ 7c Eintragung von Hauptversammlungsbeschlüs- 
sen 

§ 7d Ausschluss der aktienrechtlichen Vorschriften 
über verbundene Unternehmen“. 

b) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst: 

„§ 12 Wertpapiererwerbs- und Übemahmeangebote“. 

c) Die folgenden Angaben werden angefügt: 

„§ 18 Anfechtung, Gesellschafterdarlehen und wirt- 
schaftlich vergleichbare Forderungen, ver- 
deckte Sacheinlage 

§ 19 Keine Kündigung bei Übernahme einer Betei- 
ligung“. 

3. § 1 wird wie folgt gefasst: 

.,§ 1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz findet Anwendung auf Unternehmen 
des Finanzsektors im Sinne des § 2 des Finanzmarktsta- 
bilisierungsfondsgesetzes, denen zum Zwecke der Stabi- 
lisierung des Finanzmarktes Stabilisierungsmaßnahmen 
gewährt werden. Die §§ 7 bis 7d finden auch dann An- 
wendung, wenn die Einberufung der Hauptversammlung 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt ist.“ 

4. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§7 

Kapitalerhöhung gegen Einlagen und 
Kapitalherabsetzung 

(1) Wird im Zusammenhang mit einer Rekapitalisie- 
rungnach § 7 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgeset- 
zes eine Hauptversammlung zur Beschlussfassung über 
eine Kapitalerhöhung gegen Einlagen einberufen, gilt 
§ 16 Absatz 4 des Wertpapiererwerbs- und Übemahme- 
gesetzes entsprechend. Die Einberufungsfrist beträgt 
mindestens einen Tag. Nach dem 2. August 2009 muss 
die Einberufung zur Hauptversammlung abweichend von 
Satz 2 spätestens am 2 1 . Tag vor dem Tag der Hauptver- 
sammlung erfolgen. Die vorstehenden Regelungen gelten 
entsprechend, wenn die Kapitalerhöhung nicht nur von 
dem Fonds, sondern auch von Dritten gezeichnet werden 
kann oder die Tagesordnung der Hauptversammlung ne- 
ben der Beschlussfassung über die Kapitalerhöhung noch 
andere Gegenstände enthält. 

(2) Der Beschluss über die Erhöhung des Grundkapitals 
gegen Einlagen im Zusammenhang mit einer Rekapitali- 
sierung nach § 7 des Finanzmarktstabilisierungsfondsge- 
setzes bedarf der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Abweichende Satzungsbestimmungen sind unbeachtlich. 

(3) Wird das Bezugsrecht ganz oder teilweise im Be- 
schluss über die Erhöhung des Grundkapitals im Zusam- 
menhang mit einer Rekapitalisierung nach § 7 ausge- 
schlossen, bedarf der Beschluss einer Mehrheit, die 
mindestens zwei Drittel der abgegebenen Stimmen oder 
des vertretenen Grundkapitals umfasst. Die einfache 
Mehrheit reicht, wenn die Hälfte des Grundkapitals ver- 
treten ist. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Der Aus- 


schluss des Bezugsrechts zur Zulassung des Fonds zur 
Übernahme der Aktien ist in jedem Fall zulässig und an- 
gemessen. 

(4) Eine vorherige Leistung durch den Fonds in das 
Vermögen der Gesellschaft kann der Einlagepflicht zuge- 
ordnet werden und befreit den Fonds von seiner Einlage- 
pflicht. 

(5) Die Bestimmungen des § 5 Absatz 1 Satz 2 und 3, 
Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 gelten sinngemäß; an die 
Stelle des Vorstandes in § 5 Absatz 1 Satz 2 und 3 tritt die 
Hauptversammlung. 

(6) Eine Herabsetzung des Grundkapitals im Zusam- 
menhang mit einer Rekapitalisierung nach § 7 des 
Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes kann mit einer 
Mehrheit nach Absatz 3 Satz 1 oder 2 beschlossen wer- 
den. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Auf die Einberu- 
fung zur Hauptversammlung ist Absatz 1 entsprechend 
anzuwenden. 

(7) Aktionäre, die eine für den Fortbestand der Gesell- 
schaft erforderliche Kapitalmaßnahme, insbesondere 
durch ihre Stimmrechtsausübung oder die Einlegung un- 
begründeter Rechtsmittel, verzögern oder vereiteln, sind 
der Gesellschaft gesamtschuldnerisch zum Schadenersatz 
verpflichtet. Ein Aktionär kann nicht geltend machen, 
dass seine Stimmrechtsausübung für das Beschlussergeb- 
nis deshalb nicht ursächlich war, weil auch andere Aktio- 
näre ihr Stimmrecht in gleicher Weise ausgeübt haben.“ 

5. Nach § 7 werden folgende §§ 7a bis 7d eingefügt: 

.,§ 7a 

Bedingtes Kapital 

(1) Eine bedingte Kapitalerhöhung im Zusammenhang 
mit einer Rekapitalisierung nach § 7 des Finanzmarkt- 
stabilisierungsfondsgesetzes kann auch zur Gewährung 
von Umtausch- oder Bezugsrechten an den Fonds als stil- 
len Gesellschafter beschlossen werden. Der Beschluss 
bedarf einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen. § 192 
Absatz 3 Satz 1 des Aktiengesetzes gilt nicht; eine 
Anrechnung auf sonstige bedingte Kapitalien erfolgt 
nicht. § 194 Absatz 1 Satz 2 des Aktiengesetzes gilt ent- 
sprechend. Es genügt, wenn in dem Beschluss oder dem 
damit verbundenen Beschluss nach § 15 Absatz 2 der 
Mindestausgabebetrag oder die Grundlagen für die Fest- 
legung des Ausgabebetrages oder des Mindestausgabe- 
betrages bestimmt werden. Im Übrigen ist § 7 Absatz 1 
und 2 Satz 2 entsprechend anzuwenden. 

(2) § 3 Absatz 6 und § 5 gelten entsprechend. 

§ 7b 

Schaffung eines genehmigten Kapitals durch 
die Hauptversammlung 

(1) Der Beschluss der Hauptversammlung, mit dem 
der Vorstand ermächtigt wird, im Zusammenhang mit 
einer Rekapitalisierung nach § 7 des Finanzmarktstabili- 
sierungsfondsgesetzes das Grundkapital bis zu einem be- 
stimmten Nennbetrag durch Ausgabe neuer Aktien gegen 
Einlagen zu erhöhen (§ 202 Absatz 2 des Aktiengeset- 
zes), bedarf einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
§ 202 Absatz 3 Satz 1 des Aktiengesetzes gilt nicht; eine 
Anrechnung auf sonstige genehmigte Kapitalien erfolgt 
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nicht. Im Übrigen ist § 7 Absatz 1 und 2 Satz 2 entspre- 
chend anzuwenden. 

(2) Wird das Bezugsrecht ganz oder teilweise im Er- 
mächtigungsbeschluss ausgeschlossen oder wird hierin 
vorgesehen, dass der Vorstand über den Ausschluss des 
Bezugsrechts entscheidet, gilt § 7 Absatz 3 entsprechend. 

(3) Für die Ausgabe der neuen Aktien gelten § 3 Ab- 
satz 5 und 6 sowie § 5 entsprechend. 

§ 7c 

Eintragung von Hauptversammlungsbeschlüssen 

Ein Beschluss der Hauptversammlung nach den §§ 7, 
7a und 7b ist unverzüglich zur Eintragung in das Han- 
delsregister anzumelden. Er ist, sofern er nicht offen- 
sichtlich nichtig ist, unverzüglich in das Handelsregister 
einzutragen. Klagen und Anträge auf Erlass von Ent- 
scheidungen im einstweiligen Anordnungsverfahren ste- 
hen der Eintragung nicht entgegen. § 246a Absatz 4 
Satz 2 des Aktiengesetzes gilt entsprechend. Dasselbe 
gilt für die Beschlussfassungen von Vorstand und Auf- 
sichtsrat auf Grund einer Ermächtigung nach § 7b. 

§7d 

Ausschluss der aktienrechtlichen Vorschriften 
über verbundene Unternehmen 

Die Vorschriften des Aktiengesetzes über herrschende 
Unternehmen sind auf den Fonds, den Bund und die von 
ihnen errichteten Körperschaften, Anstalten und Sonder- 
vermögen sowie die ihnen nahestehenden Personen oder 
sonstige von ihnen mittelbar oder unmittelbar abhängi- 
gen Unternehmen nicht anzuwenden. Dies gilt nicht für 
die Anwendung von Vorschriften über die Vertretung der 
Arbeitnehmer im Aufsichtsrat eines vom Fonds be- 
herrschten Unternehmens.“ 

6. In § 9 Absatz 1 wird das Wort „und“ durch das Wort 
„oder“ ersetzt. 

7. § 12 wird wie folgt gefasst: 

„§ 12 

Wertpapiererwerbs- und Übernahmeangebote 

(1) Wird die Kontrolle im Sinne des § 29 Absatz 2 des 
Wertpapiererwerbs- und Übemahmegesetzes über eine 
Zielgesellschaft durch den Bund, den Fonds oder durch 
ihre jeweiligen Tochtergesellschaften im Zusammenhang 
mit einer Stabilisierung nach dem Finanzmarktstabilisie- 
rungsfondsgesetz oder einer Maßnahme nach dem Ret- 
tungsübemahmegesetz erlangt, so befreit sie die Bundes- 
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht von der Pflicht 
zur Veröffentlichung nach § 35 Absatz 1 Satz 1 des Wert- 
papiererwerbs- und Übemahmegesetzes und zur Abgabe 
eines Angebots nach § 35 Absatz 2 Satz 1 des Wertpa- 
piererwerbs- und Übemahmegesetzes. 

(2) § 30 Absatz 2 des Wertpapiererwerbs- und Über- 
nahmegesetzes findet keine Anwendung, wenn sich 
Aktionäre einer Zielgesellschaft oder Personen oder Ge- 
sellschaften, denen nach § 30 Absatz 1 oder 2 des 
Wertpapiererwerbs- und Übemahmegesetzes Stimm- 
rechte aus Aktien dieser Zielgesellschaft zugerechnet 
werden, ihr Verhalten in Bezug auf diese Zielgesellschaft 


auf Grund einer Vereinbarung oder in sonstiger Weise mit 
dem Fonds, dem Bund oder mit deren jeweiligen Toch- 
terunternehmen im Zusammenhang mit Stabilisie- 
rungsmaßnahmen nach § 7 oder § 8 des Finanzmarktsta- 
bilisierungsfondsgesetzes über die Ausübung von 
Stimmrechten oder in sonstiger Weise in Bezug auf die 
Zielgesellschaft abstimmen. 

(3) Gibt der Bund im Zusammenhang mit einer Stabi- 
lisierung ein Angebot im Sinne des § 2 Absatz 1 des 
Wertpapiererwerbs- und Übemahmegesetzes zum Er- 
werb von Wertpapieren eines Unternehmens des Finanz- 
sektors im Sinne des § 2 Absatz 1 des Finanzmarktstabi- 
lisierungsfondsgesetzes ab, gilt Folgendes: 

1. Die Annahmefrist darf unter Abweichung von § 16 
Absatz 1 des Wertpapiererwerbs- und Übernahmege- 
setzes nicht weniger als zwei Wochen betragen. Die 
weitere Annahmefrist im Sinne des § 16 Absatz 2 
Satz 1 des Wertpapiererwerbs- und Übemahmegeset- 
zes entfällt. Die Schwellenwerte in § 39a Absatz 1 
Satz 1 und 2 des Wertpapiererwerbs- und Übernahme- 
gesetzes betragen jeweils 90 Prozent. § 16 Absatz 3 
Satz 1 und § 22 Absatz 2 Satz 1 des Wertpapier- 
erwerbs- und Übemahmegesetzes sind nicht anzu- 
wenden. 

2. In der Angebotsunterlage bedarf es nicht der Aufnah- 
me der ergänzenden Angaben nach § 2 Nummer 1 der 
WpÜG-Angebotsverordnung für solche Personen, die 
lediglich nach Maßgabe des § 2 Absatz 5 Satz 3 des 
Wertpapiererwerbs- und Übemahmegesetzes als ge- 
meinsam handelnde Personen gelten, aber tatsächlich 
ihr Verhalten im Hinblick auf ihren Erwerb von Wert- 
papieren der Zielgesellschaft oder ihre Ausübung von 
Stimmrechten aus Aktien der Zielgesellschaft nicht 
mit dem Bund oder dem Fonds abstimmen. 

3. Abweichend von den §§ 4 bis 6 der WpÜG-Ange- 
botsverordnung bemisst sich der Mindestwert nach 
dem gewichteten durchschnittlichen inländischen 
Börsenkurs während der letzten zwei Wochen vor Be- 
kanntgabe oder Bekanntwerden der Absicht eines 
Übemahmeangebots. Das gilt nicht, wenn dieser Wert 
über dem gewichteten durchschnittlichen inländi- 
schen Börsenkurs während des Zeitraums vom 1 . bis 
zum 15. Februar 2009 liegt, ln diesem Fall ist der 
letztgenannte Wert der maßgebliche Mindestwert.“ 

8. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt 
geändert: 

aa) In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch das Wort 
„Sie“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die vorstehenden Sätze gelten entsprechend, 
wenn sich im Rahmen einer Rekapitalisierung 
nach § 7 des Finanzmarktstabilisierungsfondsge- 
setzes neben dem Fonds auch Dritte als stille Ge- 
sellschafter an dem Unternehmen beteiligen oder 
die stille Beteiligung nach Gewährung der Einla- 
ge ganz oder in Teilen an Dritte übertragen wird.“ 
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b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) In der Vereinbarung kann auch ein Umtausch 
oder Bezugsrecht auf Aktien eingeräumt werden. 
Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. 
Ein Umtausch- oder Bezugsrecht bedarf der Zustim- 
mung oder Ermächtigung der Hauptversammlung 
mit einer Mehrheit, die mindestens zwei Drittel der 
abgegebenen Stimmen oder des vertretenen Grund- 
kapitals umfasst. Die einfache Mehrheit reicht, wenn 
die Hälfte des gezeichneten Kapitals vertreten ist.“ 

9. Dem § 16 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Der Fonds und von ihm abhängige Unternehmen 
gelten als Zweckgesellschaften im Sinne des § 1 Ab- 
satz 26 des Kreditwesengesetzes.“ 

10. Die folgenden §§18 und 19 werden angefügt: 

„§ 18 

Anfechtung, Gesellschafterdarlehen und 
wirtschaftlich vergleichbare Forderungen, 
verdeckte Sacheinlage 

(1) Rechtshandlungen, die im Zusammenhang mit 
Stabilisierungsmaßnahmen stehen, können nicht zu Las- 
ten des Fonds, des Bundes und der von ihnen errichteten 
Körperschaften, Anstalten und Sondervennögen sowie 
der ihnen nahe stehenden Personen oder sonstigen von 
ihnen mittelbar oder unmittelbar abhängigen Unterneh- 
men nach den Bestimmungen der Insolvenzordnung und 
des Anfechtungsgesetzes angefochten werden. 

(2) Die Vorschriften über Gesellschafterdarlehen und 
wirtschaftlich vergleichbare Forderungen, insbesonde- 
re § 39 Absatz 1 Nummer 5 der Insolvenzordnung, gel- 
ten nicht zulasten der in Absatz 1 genannten Personen 
und Rechtsträger. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch zugunsten von 
Rechtsnachfolgern, die in die Rechte und Pflichten in 
Bezug auf die privilegierte Forderung oder Sicherheit 
eintreten. 

(4) Die Rechtsgrundsätze der verdeckten Sacheinla- 
ge finden auf Rechtsgeschäfte zwischen dem Fonds und 
Unternehmen des Finanzsektors keine Anwendung. 

§ 19 

Keine Kündigung bei Übernahme einer Beteiligung 

Die Übernahme einer Beteiligung des Fonds an 
einem Unternehmen des Finanzsektors stellt keinen 
wichtigen Grund zur Kündigung eines Schuldverhält- 
nisses dar und führt auch nicht zu einer automatischen 
Beendigung von Schuldverhältnissen. Entgegenstehen- 
de vertragliche Bestimmungen sind unwirksam.“ 

Artikel 3 

Gesetz zur Rettung von Unternehmen zur 
Stabilisierung des Finanzmarktes 
(Rettungsübernahmegesetz - RettungsG) 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Enteignung zur Sicherung der Finanzmarktstabilität 


§ 2 Enteignungsakt 
§ 3 Verfahren 
§ 4 Entschädigung 
§ 5 Rechtsschutz 

§ 6 Befristung und Reprivatisierung 

§ 7 Rechte des Gremiums nach § 10a des Finanzmarktstabi- 
lisierungsfondsgesetzes 

§ 8 Verordnungsermächtigung 

§ 9 Verkündung von Rechtsverordnungen 

§ 1 

Enteignung zur Sicherung der 
Finanzmarktstabilität 

(1) Zur Sicherung der Finanzmarktstabilität können Ent- 
eignungen nach Maßgabe dieses Gesetzes vorgenommen 
werden. 

(2) Zulässige Gegenstände einer Enteignung zur Siche- 
rung der Finanzmarktstabilität können sein: 

1. Anteile an Unternehmen des Finanzsektors im Sinne des 
§ 2 Absatz 1 des Finanzmarktstabilisierangsfondsgeset- 
zes, 

2. sonstige Rechte, die Bestandteile der Eigenmittel von 
Unternehmen des Finanzsektors sind, 

3. Anteile an Tochterunternehmen von Unternehmen des 
Finanzsektors sowie sonstige Rechte, die Bestandteile 
der Eigenmittel solcher Tochterunternehmen sind, 

4. Forderungen oder Finanzinstrumente aus dem Vermögen 
der Unternehmen nach Nummer 1 oder Nummer 3 sowie 
Verbindlichkeiten gegenüber Dritten, deren Erfüllung 
von dem betreffenden Unternehmen nach Nummer 1 
oder Nummer 3 geschuldet wird und die in sachlichem 
Zusammenhang zu den zu enteignenden Forderungen 
oder Wertpapieren stehen, einschließlich Forderungen 
und Verbindlichkeiten aus Derivate-, Pensions- und ähn- 
lichen Geschäften. 

Satz 1 Nummer 1 und 3 gilt nicht für Unternehmen des Fi- 
nanzsektors, die in der Rechtsform einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts geführt werden oder an denen aus- 
schließlich juristische Personen des öffentlichen Rechts un- 
mittelbar oder mittelbar beteiligt sind. Wird ein Unter- 
nehmen des Finanzsektors in der Rechtsform einer 
Kommanditgesellschaft geführt, gelten auch die Anteile an 
Komplementären als Anteile im Sinne des Satzes 1 Nummer 
1 . Entsprechendes gilt, wenn Tochterunternehmen im Sinne 
des Satzes 1 Nummer 3 in der Rechtsform einer Kommandit- 
gesellschaft geführt werden. 

(3) Die Enteignungsgegenstände werden auf Enteig- 
nungsbegünstigte übertragen. Enteignungsbegünstigte sind: 

1. der Finanzmarktstabilisierangsfonds nach § 1 des 
F inanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes (F onds), 

2. juristische Personen des öffentlichen Rechts oder des Pri- 
vatrechts, deren Anteile ausschließlich vom Bund oder 
von dem Fonds unmittelbar oder mittelbar gehalten wer- 
den. 
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(4) Die Enteignung ist entsprechend der folgenden Rege- 
lungen nachrangig gegenüber anderen Mitteln. 

1. Die Enteignung ist nur zulässig, wenn sie für die Siche- 
rung der Finanzmarktstabilität erforderlich ist und andere 
rechtlich und wirtschaftlich zumutbare Lösungen in dem 
für die Sicherung erforderlichen Zeitraum nicht mehr zur 
Verfügung stehen, mit denen die Finanzmarktstabilität 
gleichermaßen, aber auf weniger einschneidende Weise 
gesichert werden kann. 

2. Voraussetzung für eine Enteignung nach Nummer 1 ist 
insbesondere, dass 

a) die Sicherung der Finanzmarktstabilität eine Stabili- 
sierung von Unternehmen nach Absatz 2 Satz 1 Num- 
mer 1 oder Nummer 3 erfordert (Systemrelevanz), 

b) für eine rechtssichere, nachhaltige und wirtschaftlich 
zumutbare Stabilisierung von Unternehmen nach Ab- 
satz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 Stabilisie- 
rungsmaßnahmen nach dem Finanzmarktstabilisie- 
rungsfondsgesetz nicht ausreichen, 

c) eine Übertragung des Enteignungsgegenstandes auf 
den Enteignungsbegünstigten in dem für die Siche- 
rung der Finanzmarktstabilität erforderlichen Zeit- 
raum rechtssicher und zu wirtschaftlich zumutbaren 
Bedingungen nicht auf weniger einschneidende Wei- 
se, insbesondere nicht durch Maßnahmen nach dem 
Finanzmarktstabilisierungsbeschleunigungsgesetz er- 
reicht werden kann (alternativer Erwerb). Eine Ent- 
eignung ist nur zulässig, wenn sich die Enteignungs- 
behörde zuvor ernsthaft um den alternativen Erwerb 
vergeblich bemüht hat oder dieser angesichts der 
Dringlichkeit keine ausreichende Aussicht auf Erfolg 
hat; dies schließt ein, dass für eine entsprechende Ka- 
pitalmaßnahme in der Hauptversammlung die erfor- 
derliche Mehrheit nicht erreicht worden ist oder der 
Beschluss nicht rechtzeitig eingetragen wird. 

§2 

Enteignungsakt 

(1) Die Enteignung erfolgt durch Erlass einer Rechtsver- 
ordnung der Bundesregierung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates. Die Rechtsverordnung muss mindestens die fol- 
genden Angaben enthalten: 

1. eine genaue Bezeichnung des Enteignungsgegenstandes; 

2. die Angabe des Enteignungsbegünstigten; 

3. die Angabe, zu welchem Zeitpunkt der Enteignungs- 
gegenstand auf den Enteignungsbegünstigten übergeht 
(Übergangszeitpunkt); 

4. die Angabe, wo die Begründung für die Enteignung ver- 
öffentlicht wird und elektronisch abrufbar ist; 

5. Angaben zur Höhe der Entschädigung, sofern diese zum 
Zeitpunkt des Erlasses der Rechtsverordnung bereits fest- 
steht. 

Die Begründung zur Rechtsverordnung ist im elektronischen 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

(2) Zum Übergangszeitpunkt geht der Enteignungsgegen- 
stand einschließlich aller damit zusammenhängender Rechte 
auf den Enteignungsbegünstigten über. Außenstehende Be- 
zugsrechte auf den Enteignungsgegenstand, etwa aus Wan- 
del- und Optionsanleihen, erlöschen. Die Inhaber der Be- 


zugsrechte haben einen Anspruch auf eine angemessene 
Barabfindung. Sind über enteignete Anteile an Unternehmen 
nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3 oder sonstige 
Rechte im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Urkun- 
den ausgegeben, so verbriefen sie ab dem Übergangszeit- 
punkt bis zur Aushändigung an den Enteignungsbegünstig- 
ten nur den Anspruch auf die Enteignungsentschädigung 
nach § 4. Der Übergangszeitpunkt ist von Amts wegen un- 
verzüglich in das Handelsregister einzutragen. 

(3) § 19 des Finanzmarktstabilisierungsbeschleunigungs- 
gesetzes gilt für einen nach Absatz 2 erfolgten Übergang 
von Anteilen an Unternehmen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 und 3 oder von sonstigen Rechten im Sinne des 
§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 entsprechend. 

(4) Die Mitgliedschaft eines Unternehmens nach § 1 Ab- 
satz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3, dessen Anteile 
enteignet wurden, in einer gesetzlichen Entschädigungsein- 
richtung nach dem Einlagensicherungs- und Anlegerent- 
schädigungsgesetz bleibt durch den Übergang der Anteile 
unberührt. 

§3 

Verfahren 

(1) Zuständig für die Durchführung des Enteignungsver- 
fahrens ist das Bundesministerium der Finanzen als Enteig- 
nungsbehörde. 

(2) Das Verfahren beginnt mit der Entscheidung der Bun- 
desregierung, ein Enteignungsverfahren nach diesem Gesetz 
durchzuführen (Eröffnungsentscheidung). Die Eröffnungs- 
entscheidung ist unverzüglich auf der Intemetseite des Bun- 
de sministeriums der Finanzen und im elektronischen Bun- 
desanzeiger zu veröffentlichen. 

(3) Die Enteignungsbehörde kann von der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht, der Deutschen Bundes- 
bank sowie der Finanzmarktstabilisierungsanstalt Stellung- 
nahmen zu der beabsichtigten Enteignung anfordern, insbe- 
sondere zu der Frage, ob und inwieweit aus deren Sicht die 
Voraussetzungen der Enteignung nach § 1 vorliegen. 

(4) Die Enteignungsbehörde hört den oder die Eigentümer 
des von einer Enteignung betroffenen Enteignungsgegen- 
standes an und gibt in geeigneter Form Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme. Sie kann von einer Anhörung absehen, soweit 
diese mit unverhältnismäßigem Aufwand verbunden wäre 
oder den Zweck der Enteignung gefährden würde. 

§4 

Entschädigung 

(1) Für die Enteignung ist eine Entschädigung zu leisten. 
Eine Entschädigung kann verlangen, wer in seinem Recht 
durch die Enteignung beeinträchtigt wird und dadurch einen 
Vennögensnachteil erleidet. 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Enteignungs- 
begünstigte verpflichtet. Die Zahlung erfolgt durch den 
Fonds. In den Fällen des § 1 Absatz 3 Nummer 2 erfordert 
eine Enteignung die vorherige Zustimmung des Enteig- 
nungsbegünstigten zu der Enteignung, insbesondere zu der 
Verpflichtung aus Satz 1 . 

(3) Die Entschädigung bemisst sich nach dem Verkehrs- 
wert des Enteignungsgegenstandes. Werden Anteile an oder 
sonstige Bestandteile der Eigenmittel von Unternehmen 
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nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 enteignet, so er- 
folgt die Ermittlung des Verkehrswertes auf der Grundlage 
einer Bewertung des Unternehmens. Die Verwaltungsorgane 
des betroffenen Unternehmens sind verpflichtet, der Enteig- 
nungsbehörde die für die Ermittlung des Untemehmenswer- 
tes notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen und 
Auskünfte zu erteilen. 

(4) Sind Enteignungsgegenstände zum Handel an einer 
inländischen Börse zugelassen, so gilt für die Ermittlung des 
Verkehrswertes Folgendes: 

1 . Der Verkehrswert bemisst sich in der Regel nach dem ge- 
wichteten durchschnittlichen inländischen Börsenpreis 
des Enteignungsgegenstandes während der letzten zwei 
Wochen vor dem Tag der Eröffnungsentscheidung, es sei 
denn, dass der Durchschnittspreis innerhalb der letzten 
drei Tage vor der Eröffnungsentscheidung niedriger ist; 
in dem zuletzt genannten Fall ist dieser niedrigere Bör- 
senpreis zugrunde zu legen. Der gewichtete durchschnitt- 
liche inländische Börsenpreis ist der nach Umsätzen ge- 
wichtete Durchschnittspreis der der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) nach § 9 
des Wertpapierhandelsgesetzes als börslich gemeldeten 
Geschäfte. Die Bundesanstalt übermittelt der Enteig- 
nungsbehörde den Durchschnittspreis unverzüglich nach 
der Eröffnungsentscheidung. 

2. Ist die Absicht einer Enteignung vor dem Tag der Eröff- 
nungsentscheidung bekannt geworden und können nach- 
folgende Auswirkungen auf den Börsenpreis des Enteig- 
nungsgegenstandes nicht ausgeschlossen werden, so tritt 
an die Stelle des Tages der Eröffnungsentscheidung der 
Tag, an dem die Absicht der Entscheidung bekannt ge- 
worden ist. Dieser ist in der Rechtsverordnung nach § 2 
Absatz 1 zu benennen. 

3. Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass ein nach Absatz 3 
Satz 2 ermittelter Verkehrswert des Enteignungsgegen- 
standes von dem nach Maßgabe des Börsenpreises ermit- 
telten Wert erheblich abweichen würde, ist eine Unter- 
nehmensbewertung nach Absatz 3 Satz 2 durchzuführen. 
Ergibt sich hieraus ein Wert des Enteignungsgegenstan- 
des, der von dem nach Maßgabe des Börsenpreises ermit- 
telten Wert erheblich abweicht, soll dieser Wert der 
Ermittlung des Verkehrswertes nach Absatz 3 Satz 1 zu- 
grunde gelegt werden. 

(5) Die Entschädigung ist durch einmalige Zahlung eines 
Geldbetrages zu leisten. Die Entschädigungszahlung ist mit 
Ablauf des Tages, in den der Übergangszeitpunkt fällt, fällig. 
Die Höhe der Entschädigung wird in der Rechtsverordnung 
nach § 2 Absatz 1 oder durch das Bundesministerium der 
Finanzen gesondert bekannt gemacht. 

(6) Entschädigungsbeträge sind mit 2 Prozentpunkten 
über dem Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs jähr lich von dem Übergangszeitpunkt an zu verzinsen. 

§5 

Rechtsschutz 

(1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten 
und letzten Rechtszug auf Antrag über die Gültigkeit von 
Rechts Verordnungen nach § 2. 

(2) Den Antrag kann jede natürliche oder juristische Per- 
son, die geltend macht, durch die Rechtsverordnung in ihren 


Rechten verletzt zu sein, innerhalb von zwei Wochen nach 
Verkündung der Rechtsverordnung stellen. Er ist gegen die 
Bundesrepublik Deutschland zu richten. Die Entscheidung 
soll binnen vier Wochen nach Antragstellung ergehen. 

(3) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über den 
Antrag durch Urteil, oder, wenn es eine mündliche Verhand- 
lung nicht für erforderlich hält, durch Beschluss. Kommt das 
Bundesverwaltungsgericht zu der Überzeugung, dass die 
Rechtsverordnung rechtswidrig ist, so erklärt es sie mit all- 
gemeiner Verbindlichkeit für unwirksam. Die Entschei- 
dungsformel ist vom Antragsgegner innerhalb von drei 
Werktagen nach der Verkündung der Entscheidung des Bun- 
desverwaltungsgerichts zu veröffentlichen. 

(4) Eine Unwirksamkeitserklärung nach Absatz 3 Satz 2 
lässt die Wirksamkeit des Übergangs der Enteignungsgegen- 
stände nach § 2 Absatz 2 Satz 1 unberührt. Die zum Über- 
gangszeitpunkt bestehenden Eigentümer der enteigneten Ge- 
genstände und ihre Rechtsnachfolger können binnen eines 
Monats nach Veröffentlichung der Entscheidung nach Ab- 
satz 3 Satz 3 die Rückübertragung des Gegenstandes Zug um 
Zug gegen Rückzahlung der nach § 4 gewährten Entschädi- 
gung verlangen. Der Enteignungsbegünstigte kann von den 
in Satz 2 bezeichneten Personen die Rücknahme der Enteig- 
nungsgegenstände gegen Rückzahlung der nach § 4 gewähr- 
ten Entschädigung verlangen. 

(5) Ein Anspruch auf Rückübertragung nach Absatz 4 
Satz 2 ist ausgeschlossen, wenn kein Antrag nach Absatz 1 
innerhalb der Frist des Absatzes 2 Satz 1 gestellt wurde oder 
ein innerhalb der Frist des Absatzes 2 Satz 1 gestellter An- 
trag von dem Bundesverwaltungsgericht abgelehnt wurde. 

(6) Das Bundesverwaltungsgericht kann auf Antrag eine 
einstweilige Anordnung erlassen, wenn dies dringend gebo- 
ten ist, um schwere und unzumutbare Nachteile abzuwehren, 
die nach einer Unwirksamkeitserklärung nach Absatz 3 
Satz 2 nicht beseitigt werden können. Der Antrag ist inner- 
halb von zwei Wochen nach Verkündung der Rechtsverord- 
nung nach § 2 zu stellen; Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
Der Enteignungsbegünstigte darf innerhalb von zwei Wo- 
chen nach Verkündung der Rechtsverordnung keine Maß- 
nahmen ergreifen, die zu Nachteilen im Sinne des Satzes 1 
führen können. Eine einstweilige Anordnung lässt die Wirk- 
samkeit eines bereits erfolgten Übergangs der Enteignungs- 
gegenstände nach § 2 Absatz 2 Satz 1 unberührt. 

(7) Der Bundesgerichtshof entscheidet in erster und letz- 
ter Instanz über Streitigkeiten wegen der Höhe der nach § 4 
zu gewährenden Entschädigung. 

§6 

Befristung und Reprivatisierung 

(1) Eine Entscheidung nach § 3 Absatz 2 Satz 1 kann nur 
bis zum 30. Juni 2009 getroffen werden. Die Rechtsverord- 
nung nach § 2 Absatz 1 Satz 1 kann nur bis zum 3 1 . Oktober 
2009 erlassen werden. 

(2) Der Bund wird Unternehmen, deren Anteile nach die- 
sem Gesetz enteignet wurden, wieder privatisieren, wenn 
das Unternehmen nachhaltig stabilisiert worden ist. Dies 
kann insbesondere durch eine Veräußerung von Anteilen, 
eine Kapitalerhöhung oder in sonstiger Weise erfolgen. Den 
Anteilsinhabem, deren Anteile nach § 2 übertragen wurden, 
soll ein Recht auf bevorzugten Erwerb eingeräumt werden. 
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(3) Unbeschadet des Absatzes 2 Satz 1 kann der Enteig- 
nungsbegünstigte auf ihn übergegangene Enteignungsge- 
genstände jederzeit veräußern oder nach Maßgabe der allge- 
meinen Bestimmungen die Ausgabe neuer Anteile des 
Unternehmens herbeiführen, wenn dies der nachhaltigen 
Stabilisierung des Unternehmens dient. Aus der Veräuße- 
rung erzielte Einnahmen fließen dem Fonds zu. 

§7 

Rechte des Gremiums nach § 10a des 
Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes 

Das Gremium nach § 10a des Finanzmarktstabilisierungs- 
fondsgesetzes wird vom Bundesministerium der Finanzen 
über alle nach diesem Gesetz eingeleiteten Enteignungsmaß- 
nahmen sowie über die Lage von Unternehmen nach § 1 Ab- 
satz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3 unterrichtet, deren Anteile ent- 
eignet wurden. § 10a Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 des 
Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes gilt entsprechend. 

§8 

Verordnungsermächtigung 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nähere Be- 
stimmungen erlassen über 

1. das Enteignungsverfahren nach § 3, 

2. die Entschädigung nach § 4, 

3. sonstige Maßnahmen, die zur Sicherstellung des Zwe- 
ckes dieses Gesetzes im Rahmen einer Enteignung zur 
Sicherung der Finanzmarktstabilität nach § 1 erforderlich 
sind. 

§9 

Verkündung von Rechtsverordnungen 

Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz können abwei- 
chend von § 1 des Gesetzes über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen auch im elektronischen Bundesanzei- 
ger* verkündet werden. Auf Rechtsverordnungen, die im 
elektronischen Bundesanzeiger verkündet werden, ist unter 
Angabe der Stelle ihrer Veröffentlichung und des Tages ihres 
Inkrafttretens nachrichtlich im Bundesgesetzblatt hinzuwei- 
sen. 

Artikel 4 

Änderung des Finanzmarktstabilisierungsgesetzes 

In Artikel 6 Absatz 3 des Finanzmarktstabilisierungs- 
gesetzes vom 17. Oktober 2008 (BGBl. I S. 1982) wird dem 
neuen Absatz 2 folgender Satz angefügt: 

„Forderungen auf Rückgewähr von Gesellschafterdarlehen 
oder aus Rechtshandlungen, die einem solchen Darlehen 
wirtschaftlich entsprechen, für die gemäß § 39 Absatz 2 zwi- 
schen Gläubiger und Schuldner der Nachrang im Insolvenz- 


* http://www.ebundesanzeiger.de 


Berlin, den 3. März 2009 

Volker Kauder, Dr. Peter Ramsauer und Fraktion 
Dr. Peter Struck und Fraktion 


verfahren hinter den in § 39 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 be- 
zeichneten Forderungen vereinbart worden ist, sind nicht bei 
den Verbindlichkeiten nach Satz 1 zu berücksichtigen.“ 

Artikel 5 

Änderung der Finanzmarktstabilisierungs- 
fonds-Verordnung 

Die Finanzmarktstabilisierungsfonds- Verordnung vom 
20. Oktober 2008 (eBAnz AT 123 2008 VI) wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Laufzeit der abzusichemden Verbindlichkeiten 
darf 60 Monate nicht übersteigen.“ 

b) Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Die vom Fonds garantierten Verbindlichkeiten 
müssen spätestens am 31. Dezember 2014 aus- 
laufen. Der Fonds legt in den Garantiebedingun- 
gen fest, dass Ansprüche aus der Garantie er- 
löschen, wenn der Garantiebegünstigte seine 
Rechte nicht unverzüglich nach Eintritt des Ga- 
rantiefalles geltend macht, spätestens aber nach 
Ablauf von zwölf Monaten nach Eintritt des Ga- 
rantiefalles.“ 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nummer 3 werden die Wörter „die Vergü- 
tungssysteme“ durch die Wörter „ihre Vergütungssys- 
teme und die Vergütungssysteme der von ihnen be- 
herrschten Unternehmen“ ersetzt. 

b) Absatz 6 wird aufgehoben. 

c) Die bisherigen Absätze 7 bis 10 werden die Absätze 6 
bis 9 und der neue Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Insbesondere im Rahmen von Stabilisierungs- 
maßnahmen nach den §§ 7 und 8 des Finanzmarkt- 
stabilisierungsfondsgesetzes soll der Fonds von dem 
begünstigten Unternehmen die Abgabe einer Ver- 
pflichtungserklärung verlangen, in welche die nach 
den Absätzen 1 bis 6 festgelegten Bedingungen auf- 
zunehmen sind. Werden die Bedingungen vertraglich 
vereinbart, kann sich die Verpflichtungserklärung auf 
den wesentlichen Inhalt der Bedingungen beschrän- 
ken. Diese Verpflichtungserklärung ist von allen Mit- 
gliedern der geschäftsführungsberechtigten Organe 
des Unternehmens zu unterzeichnen. Die Bedingun- 
gen können, auch wenn sie vertraglich vereinbart 
wurden, auch durch Verwaltungsakt und Neben- 
bestimmungen festgelegt oder geändert werden.“ 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Das deutsche Finanzsystem leidet unter den Auswirkungen 
der weltweiten Finanzmarktkrise. Die Lage auf den Finanz- 
märkten hat sich in den vergangenen Wochen erneut ver- 
schärft. Die Bankenkrise hat sich zu einer akuten Krise des 
Finanzsystems ausgeweitet. In dieser Krisensituation ist es 
fundamentale Aufgabe des Staates, das Vertrauen in den Fi- 
nanzmarkt wiederherzustellen und eine weitere Zuspitzung 
der Finanzmarktkrise zu verhindern. Die dramatische aktuel- 
le Lage hat überall in Europa staatliche Interventionen zum 
kurzfristigen Krisenmanagement erforderlich gemacht. 

Das im Oktober 2008 verabschiedete Finanzmarktstabilisie- 
rungsgesetz (FMStG) hat durch Einrichtung eines „Finanz- 
marktstabilisierungsfonds“ wesentlich zur Stabilisierung des 
deutschen Finanzmarktes beigetragen. Die Erfahrungen der 
vergangenen Monate haben aber gezeigt, dass die geschaffe- 
nen Rahmenbedingungen im Finanzmarktstabilisierungs- 
fondsgesetz, aber auch in den gesellschaftsrechtlichen 
Begleitmaßnahmen für Rekapitalisierungsmaßnahmen in 
einigen Punkten ergänzt werden müssen, um eine flexiblere 
Handhabung der vorhandenen Stabilisierungsinstrumente zu 
ennöglichen. Die zivil- und gesellschaftsrechtlichen Hand- 
lungsoptionen sollen im Interesse der Finanzmarktstabilität 
erweitert werden. 

Darüber hinaus ist nicht ausgeschlossen, dass in besonders 
gelagerten Fällen selbst die Nutzung der erweiterten zivil- 
und gesellschaftsrechtlichen Handlungsoptionen nicht aus- 
reicht, um in dem für die Sicherung der Finanzmarktstabilität 
erforderlichen Zeitraum eine rechtssichere und wirtschaft- 
lich zumutbare Lösung zu erreichen. Für diese Zwecke 
räumt das Gesetz die Option einer Verstaatlichung als Ultima 
Ratio ein. Sie ist nachrangig gegenüber milderen Mitteln, 
kommt also nur in Betracht, wenn sie für die Sicherung der 
Finanzmarktstabilität erforderlich ist und andere rechtlich 
und wirtschaftlich zumutbare Lösungen nicht zur Verfügung 
stehen, mit denen die Finanzmarktstabilität gleichermaßen, 
aber auf weniger einschneidende Weise gesichert werden 
kann. Hierbei ist insbesondere zu prüfen, ob die durch das 
Gesetz eingefügten weiteren zivil- und gesellschaftsrechtli- 
chen Möglichkeiten genutzt werden können. 

Im Zuge der Finanzkrise und vergangener Krisen haben auch 
Staaten wie Großbritannien und Schweden die Erfahrung ge- 
macht, dass es in Einzelfällen zum Zweck der Finanzmarkt- 
stabilisierung erforderlich sein kann, ein Unternehmen des 
Finanzsektors vollständig, aber nur zeitweise zu verstaatli- 
chen. Würde die Option in einem Einzelfall als Ultima Ratio 
tatsächlich genutzt, so ist das betreffende Unternehmen, so- 
bald es nachhaltig stabilisiert ist, wieder zu privatisieren. Da- 
bei ist den betroffenen Anteilsinhabem, über eine bereits ge- 
leistete Entschädigung hinaus, ein Recht auf bevorzugten 
Erwerb einzuräumen. Die Möglichkeit, ein Enteignungsver- 
fahren einzuleiten, endet am 30. Juni 2009. Damit wird deut- 
lich, dass die Option einer Verstaatlichung zum Zwecke der 
Stabilisierung nicht auf Dauer zur Verfügung stehen soll, 
sondern nur zur Bewältigung der Finanzkrise zulässig ist. 

ln Anpassung an die europaweiten Rahmenbedingungen und 
zur Venneidung von Wettbewerbsverzerrungen sieht der Ge- 


setzentwurf die Verlängerung der maximalen Garantie- 
laufzeiten von derzeit 36 Monate auf 60 Monate vor und 
vollzieht damit die beihilferechtliche Genehmigung der 
EU-Kommission nach, die bei einem Drittel der Garantien 
eine Laufzeit zwischen drei und fünf Jahren zulässt. Das gibt 
dem Fonds mehr Flexibilität bei der Gestaltung der Garanti- 
en und erleichtert die Anpassung an die spezifische Refinan- 
zierungsstruktur der Unternehmen und an die Rahmenbedin- 
gungen auf dem Kapitalmarkt. Weiter sieht der Entwurf vor 
allem Anpassungen und Verbesserungen bei den Begleit- 
regelungen im Gesellschafts- und Übemahmerecht vor, da- 
mit Stabilisierungsmaßnahmen schnell und effektiv greifen 
können und Übernahmen zum Zweck der Stabilisierung er- 
leichtert werden. Diese Änderungen gelten nur für Unterneh- 
men, die die Leistungen des Stabilisierungsfonds in An- 
spruch nehmen oder nehmen wollen. Darüber hinaus schafft 
der Gesetzentwurf die zeitlich eng befristete Möglichkeit, 
zur Sicherung des öffentliches Gutes „Finanzmarktstabilität“ 
Anteile an einem Unternehmen des Finanzsektors und Wert- 
papierportfolien gegen angemessene Entschädigung zuguns- 
ten des Finanzmarktstabilisierungsfonds zu verstaatlichen. 
Die Verstaatlichung ist nur zulässig, wenn andere rechtlich 
und wirtschaftlich zumutbare Lösungen zur Sicherung der 
Finanzmarktstabilität nicht zur Verfügung stehen. 

Der Bund verfügt über die Gesetzgebungskompetenz nach 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 und Nummer 14 des Grund- 
gesetzes (GG). Eine bundesgesetzliche Regelung ist nach 
Artikel 72 Absatz 2 GG zur Wahrung der Wirtschaftseinheit 
im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Angesichts der 
internationalen Verflechtungen der Finanzmärkte ist nur ein 
national einheitlich agierender Fonds möglich, der für alle 
Betroffenen einheitliche Regelungen eröffnet. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Finanzmarktstabilisie- 
rungsfondsgesetzes - FMStFG) 

Zu Nummer 1 (§2 FMStFG) 

Hierbei handelt es sich um eine Bereinigung. Beaufsichtigte 
Finanzkonglomeratsuntemehmen waren als Institute bzw. 
Versicherungsuntemehmen bereits erfasst, Versicherungs- 
Holdinggesellschaften und gemischte Versicherungs-Hol- 
dinggesellschaften allerdings nicht. 

Zu Nummer 2 (§3 FMStFG) 

Zu Buchstabe a 

Die Ergänzung soll sicherstellen, dass das Vermögen des 
Fonds nicht durch Vollstreckungsmaßnahmen oder Aufrech- 
nung aus anderen Forderungen gegen den Bund oder den 
Fonds vermindert wird. 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift legt als einheitlichen allgemeinen Gerichts- 
stand für Fonds und Anstalt den Sitz der Deutschen Bundes- 
bank fest. 
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Zu Nummer 3 (§ 3a FMStFG) 

Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 

In Absatz 5 Satz 3 wird klargestellt, dass der Bund, der nach 
§12 FMStFG die Kosten der Verwaltung des Fonds trägt, 
auch die Kosten der Anstalt trägt. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Außerdem wird die bisher schon bestehende Berechtigung 
der Anstalt klargestellt, von den Antragstellern die Erstat- 
tung von Kosten verlangen zu können. Dies kann privat- 
rechtlich auf der Grundlage einer Verpflichtungserklärung 
oder eines Vertrages erfolgen. Die Erstattung kann nunmehr 
außerdem durch Verwaltungsakt festgesetzt werden. Nähere 
Bestimmungen zu der Kostenerstattung können in der Sat- 
zung der Anstalt getroffen werden. Satz 5 stellt klar, dass zu 
den Kosten auch Kosten Dritter gehören, derer sich die An- 
stalt gemäß Satz 1 bedient. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderungen in Absatz 6 sind redaktionelle Ergänzungen 
sowie Folgeregelung zu § 3a Absatz 5 Satz 3 bis 5. 

Zu Nummer 4 (§6 FMStFG) 

Zu Buchstabe a 

Die Garantien werden vom Fonds, handelnd durch die 
Finanzmarktstabilisierungsanstalt, übernommen, was ein- 
gangs des Satzes 1 klargestellt werden soll. Im Übrigen ist es 
zweckmäßig, dem Fonds mehr Flexibilität bei der Garantie- 
vergabe zu geben und dafür die Laufzeit der garantierten 
Verbindlichkeiten im Rahmen des beihilferechtlich Zulässi- 
gen auf bis zu 60 Monate zu erstrecken. Die Bundesregie- 
rung geht davon aus, dass der Fonds bei Nutzung dieser 
Ermächtigung die Auswirkungen auf den Kapitalmarkt be- 
rücksichtigen wird. 

Zu Buchstabe b 

Die Regelung in dem neuen Absatz la bewirkt, dass die In- 
haber von vom Fonds garantierten Forderungen darauf ver- 
wiesen sind, den Fonds als Garantiegeber in Anspruch zu 
nehmen. Das entspricht sachlich der Regelung beim Pfand- 
brief (vgl. §6 Absatz 2, §§ 29, 30 Absatz 1 Satz 3 und 
Absatz 6 PfandBG). Ferner soll der Fonds seine Rückgriffs- 
forderung im Insolvenzverfahren des gestützten Unterneh- 
mens in voller Höhe zur Tabelle anmelden können, um das 
gestützte Unternehmen so zu stellen, wie es stehen würde, 
wenn die garantierten Forderungen fällig geworden wären. 
Die Abbedingung des § 4 1 Absatz 2 der Insolvenzordnung 
(InsO) hat klarstellenden Charakter. 

Zu Nummer 5 (§9 FMStFG) 

Die Neuregelung schafft die haushaltsrechtliche Ermächti- 
gung für den Fonds, Zahlungen nach dem Rettungsiibemah- 
megesetz leisten zu können. 

Zu Nummer 6 (§13 FMStFG) 

Die Norm stellt klar, dass sich der Fonds auch nach dem 
31. Dezember 2009 an Unternehmen des Finanzsektors be- 


teiligen kann, an denen er aufgrund von Rekapitalisierungs- 
maßnahmen nach § 7 bereits beteiligt ist, soweit dies erfor- 
derlich ist, um den Anteil seiner Kapitalbeteiligung an dem 
Unternehmen aufrecht zu erhalten oder gewährte Stabilisie- 
rungsmaßnahmen abzusichem. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes zur Beschleu- 
nigung und Vereinfachung des Erwerbs 
von Anteilen an sowie Risikopositio- 
nen von Unternehmen des Finanzsek- 
tors durch den Fonds „Finanzmarkt- 
stabilisierungsfonds - FMS“) 

Zu Nummer 1 (Änderung der Überschrift) 

Einfügung einer Unterbezeichnung für das Gesetz. 

Zu Nummer 2 (Inhaltsübersicht) 

Die Inhaltsübersicht wird angepasst. 

Zu Nummer 3 (§1 Anwendungsbereich) 

Das Finanzmarktstabilisierungsbeschleunigungsgesetz ent- 
hält eine Reihe von Bestimmungen, welche die Durchfüh- 
rung von Stabilisierungsmaßnahmen vereinfachen und be- 
schleunigen sollen. Deshalb soll klargestellt werden, dass die 
Bestimmungen des Finanzmarktstabilisierungsbeschleuni- 
gungsgesetzes nur auf solche Unternehmen des Finanzsek- 
tors im Sinne des § 2 FMStFG Anwendung finden, denen 
von dem Fonds zum Zwecke der Stabilisierung des Finanz- 
marktes Stabilisierungsmaßnahmen oder vergleichbare 
Maßnahmen gewährt werden oder gewährt werden sollen. 

Zu Nummer 4 (§7 Kapitalerhöhung gegen Einlagen und 

Kapitalherabsetzung) 

Die Neufassung von Absatz 1 dient der Klarstellung, dass 
die in § 7 statuierten Erleichterungen nicht nur für Rekapita- 
lisierungen unter ausschließlicher Beteiligung des Fonds 
gelten, sondern auch bzw. erst recht, wenn Aktionäre oder 
Dritte die Möglichkeit erhalten, sich an der Kapitalerhöhung 
zu beteiligen. Zudem wird klargestellt, dass mit Ablauf der 
Umsetzungsfrist für die Aktionärsrechterichtlinie (Richtlinie 
2007/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 1 1 . Juli 2007 über die Ausübung bestimmter Rechte von 
Aktionären in börsennotierten Gesellschaften) am 3. August 
2009 eine Einberufungsfrist von 21 Tagen eingehalten wer- 
den muss. 

Kapitalerhöhungen werden durch Absatz 2 weiterhin dadurch 
erleichtert, dass der Kapitalerhöhungsbeschluss - auch ent- 
gegen anders lautenden Satzungsbestimmungen - mit einfa- 
cher Mehrheit gefasst werden kann. 

Um die Durchführung einer Rekapitalisierung zu erleich- 
tern, ist auch das Mehrheitserfordemis für einen Ausschluss 
des Bezugsrechts durch Absatz 3 auf das europarechtlich zu- 
lässige Maß abgesenkt worden. 

In den Stellungnahmen zum FMStG ist zum Teil bezweifelt 
worden, dass die Bestimmungen des § 5 Absatz 1, 3 und 5 
lediglich für den Fall der Ausübung des gesetzlich geneh- 
migten Kapitals nach § 3 gelten. Durch Absatz 5 wird klar- 
gestellt, dass diese Bestimmungen sinngemäß auch in dem 
Fall gelten, dass über eine Rekapitalisierung im Rahmen ei- 


Drucksache 16/12100 


-12- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


ner Hauptversammlung Beschluss gefasst wird. Daher kann 
die Hauptversammlung etwa bestimmen, dass die neuen 
Aktien wie in § 5 Absatz 1 Satz 2 und 3 beschrieben, aus- 
gestattet werden, und es können - wie in § 5 Absatz 5 vor- 
gesehen - stimmrechtslose Vorzugsaktien ausgegeben 
werden, bei denen der Vorzug (in Abweichung von den Vor- 
gaben des § 139 des Aktiengesetzes - AktG) nicht nachzahl- 
bar ist. 

Im Rahmen von Rekapitalisierungsmaßnahmen kann es er- 
forderlich werden, eine Kapitalherabsetzung (z. B. zur 
gleichzeitigen Wiedererhöhung des Grundkapitals) durchzu- 
führen. Auch für eine solche Kapitalherabsetzung sollen 
durch Absatz 6 Erleichterungen geschaffen werden, um eine 
effektive und zeitnahe Implementierung der Rekapitalisie- 
rung zu ermöglichen. 

Absatz 7 konkretisiert die Treupflicht der Aktionäre gegen- 
über der Gesellschaft. Diese Treupflicht kann sich zur Pflicht 
verdichten, das Stimmrecht in der Hauptversammlung so 
auszuüben, dass eine für den Fortbestand der Gesellschaft 
notwendige Kapitalmaßnahme nicht vereitelt wird. 

Zu Nummer 5 (§§ 7a bis 7d) 

Zu § 7a (Bedingtes Kapital) 

§ 7a erlaubt zusammen mit dem neu geschaffenen § 15 
Absatz 2 die Schaffung bedingten Kapitals zum Zwecke der 
Ausgabe einer wandelbaren stillen Beteiligung an den 
Fonds. 

Zu § 7b (Schaffung eines genehmigten Kapitals) 

§ 7b stellt klar, dass ein genehmigtes Kapital im Zusammen- 
hang mit einer Rekapitalisierung auch aufgrund eines Haupt- 
versammlungsbeschlusses geschaffen werden kann. Für ein 
solches genehmigtes Kapital gilt die in § 202 Absatz 3 Satz 1 
AktG angelegte Beschränkung auf die Hälfte des zur Zeit der 
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht. 

Zu § 7c (Eintragung von Hauptversammlungsbeschlüssen) 

Mit § 7c wird der frühere § 7 Absatz 3 neu gefasst. Die Ein- 
tragungserleichterungen gelten nunmehr auch für Maßnah- 
men, welche Hauptversammlungsbeschlüsse nach § 7 Ab- 
satz 6, §§ 7a und 7b erfordern. 

Zu § 7d (Ausschluss der aktienrechtlichen Vorschriften 
über verbundene Unternehmen für den Fonds) 

Die Norm schließt die Anwendung des Konzemrechts für 
den Fonds aus. Der Ausschluss erstreckt sich auch auf unge- 
schriebene konzemrechtliche Grundsätze, wie sie etwa aus 
der gesellschaftsrechtlichen Treupflicht hergeleitet werden. 

Zu Nummer 6 (§9 Sinngemäße Anwendung) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 7 (§ 12 Wertpapiererwerbs- und Übemahme- 

angebote) 

Die Änderung in § 12 Absatz 1 n. F. ermöglicht dem Fonds, 
Beteiligungen auch über Tochterunternehmen zu erwerben; 
ansonsten redaktionelle Korrektur. 


Im Rahmen der Beteiligung des Fonds an einem Unterneh- 
men des Finanzsektors hat sich in der Praxis gezeigt, dass für 
an der Stabilisierungsmaßnahme beteiligte Dritte das Risiko 
einer Zurechnung nach § 30 Absatz 2 WpÜG bestehen kann 
mit der Folge der Notwendigkeit eines Pflichtangebots für 
Dritte. Dies ist im Rahmen von Stabilisierungsmaßnahmen 
nicht sachgerecht. Die Einfügung des neuen § 12 Absatz 2 
soll etwaige Rechtsunsicherheiten ausschließen, eine Zu- 
rechnung nach § 30 Absatz 2 WpÜG im Zusammenhang mit 
Stabilisierungsmaßnahmen soll nicht erfolgen. 

Die Neuregelung in § 12 Absatz 3 erleichtert die Abgabe von 
Wertpapiererwerbs- und Übemahmeangeboten durch den 
Bund im Zusammenhang mit Stabilisierungsmaßnahmen, 
weil die Annahmefrist und Schwellenwerte in § 39a Ab- 
satz 1 und 2 WpÜG auf das mit der Übernahmerichtlinie 
vereinbarte Minimum abgesenkt werden, eine Nachfrist 
(„Zaunkönigregelung“) nicht erforderlich ist und die Anfor- 
derungen an die Angebotsunterlage vereinfacht werden. Die 
Regelung in § 12 Absatz n 3 Buchstabe c trägt den besonde- 
ren Umständen Rechnung, die im Falle von Übernahmean- 
geboten vorliegen, die im Zusammenhang mit einer Stabili- 
sierung erfolgen. Die Regelung in den Sätzen 2 und 3 soll 
verhindern, dass Spekulationen im Zusammenhang mit dem 
Erlass dieses Gesetzes zu einem Mindestpreis führen, der 
nicht dem Wert einer angemessenen Gegenleistung ent- 
spricht. 

Zu Nummer 8 (§ 15 Stille Gesellschaft) 

Zu Buchstabe a 
Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe b 

Die Norm setzt die Mehrheitserfordemisse in der Hauptver- 
sammlung für Vereinbarungen auf das europarechtlich erfor- 
derliche Maß herab, mit denen dem Fonds ein Umtausch 
oder Bezugsrecht auf Aktien eingeräumt wird. 

Zu Nummer 9 (§16) 

Die Norm ermöglicht die Übertragung von Risikopositionen 
mittels Einsatz des Refmanzierungsregisters und schließt da- 
mit verbundene Rechtsunsicherheiten zu Lasten des Fonds 
aus. 

Zu Nummer 10 (§§18 und 19) 

Zu § 1 8 (Gesellschafterdarlehen und wirtschaftlich ver- 
gleichbare Forderungen, Anfechtung, verdeckte 
Sacheinlage) 

Nach Absatz 1 finden die Vorschriften zur Insolvenzanfech- 
tung und zur Anfechtung nach dem Anfechtungsgesetz keine 
Anwendung zulasten des Fonds, des Bundes, der von ihnen 
errichteten Körperschaften, Anstalten und Sondervermögen 
sowie der von ihnen abhängigen Unternehmen oder ihnen 
nahestehenden Personen (§ 139 Absatz 2 der Insolvenzord- 
nung). 

Nach Absatz 2 sind die durch Absatz 1 privilegierten Perso- 
nen und Rechtsträger den Vorschriften über Gesellschafter- 
darlehen und wirtschaftlich vergleichbare Forderungen 
(z. B. § 39 Absatz 1 Nr. 5 InsO) nicht unterworfen. 
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Absatz 3 soll klarstellen, dass die Privilegien der Absätze 1 
und 2 auch zugunsten der Rechtsnachfolger der in Absatz 1 
aufgefiihrten Personen und Rechtsträger gelten. 

Absatz 4 verhindert die Anwendung der Grundsätze der ver- 
deckten Sacheinlage auf Rechtsgeschäfte zwischen dem 
Fonds und einem von ihm gestützten Unternehmen des Fi- 
nanzsektors und unterstützt somit eine Sanierung durch den 
Fonds. 

Zu § 19 (Keine Kündigung bei Übernahme einer Beteili- 
gung) 

Hiermit wird klargestellt, dass die Übernahme einer Beteili- 
gung an einem Unternehmen des Finanzsektors, insbesonde- 
re eine Mehrheitsbeteiligung, gleich auf welchem Wege sie 
stattfindet, keinen Kündigungsgrund darstellt und auch nicht 
zu einer automatischen Beendigung von Schuldverhältnis- 
sen führt. Entgegenstehende Vertragsbestimmungen sind un- 
wirksam. Damit soll entsprechenden Kündigungsrechten, 
die gerade im internationalen Rechtsverkehr und hier insbe- 
sondere bei Finanzierungs- und Derivatgeschäften nicht un- 
üblich sind (v. a. „Change-of-Control-“ und „Breach-of-Rep- 
resentation“-Klauseln), entgegengewirkt werden. Aus Sicht 
des deutschen Rechts handelt es sich um eine international 
zwingende Vorschrift. 

Zu Artikel 3 (Gesetz zur Rettung von Unterneh- 
men zur Stabilsierung des Finanz- 
marktes) 

Zu § 1 (Enteignung zur Sicherung der Finanzmarktstabili- 
tät) 

§ 1 erlaubt zum Zwecke der Sicherung der Finanzmarktsta- 
bilität Enteignungen nach Maßgabe dieses Gesetzes. Die 
möglichen Gegenstände einer solchen Enteignung sind in 
Absatz 2 abschließend aufgezählt. 

Nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 können Gegenstand einer 
Enteignung zur Sicherang der Finanzmarktstabilität Anteile 
an Unternehmen des Finanzsektors im Sinne von § 2 Absatz 1 
Satz 1 des Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes sein. 
Anteile sind Beteiligungen jeder Art an Unternehmen des 
Finanzsektors. In Betracht kommt sowohl eine Enteignung 
sämtlicher Anteile wie auch von Teilen von Anteilen. Das ist 
im Einzelfall eine Frage der Anwendung der Absätze 4 
und 5. 

Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 meint bei Kreditinstituten die 
Eigenmittel nach § 10 Absatz 2 des Kreditwesengesetzes, 
vor allem die am Verlust teilnehmenden sonstigen Bestand- 
teile des haftenden Eigenkapitals nach § 10 Absatz 2, 2a 
Satz 1 des Kreditwesengesetzes, bei Versicherungsuntemeh- 
men die sonstigen Eigenmittel nach § 53c Absatz 3 bis 3b 
des Versicherangsaufsichtsgesetzes, bei Rückversicherungs- 
Unternehmen auch in Verbindung mit § 121a Absatz 1 Satz 2 
des Versicherangsaufsichtsgesetzes, bei Pensionsfonds nach 
§114 Absatz 2 des Versicherangsaufsichtsgesetzes in Ver- 
bindung mit § 3 der Pensionsfonds-Kapitalausstattungsver- 
ordnung. Hintergrund der Regelung ist, dass nicht nur die 
Anteile am Gesellschaftskapital, sondern auch die sonstigen 
Anteile an den aufsichtsrechtlichen Eigenmitteln bei den be- 
treffenden Unternehmen des Finanzsektors unmittelbar vor 
der Enteignung in der Regel erheblich an Wert verloren ha- 
ben, aber bei einer bloßen Enteignung der Gesellschafter 


nicht angemessen an den aufgelaufenen Verlusten beteiligt 
würden. 

Nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 können auch Anteile an 
Tochterunternehmen von Unternehmen des Finanzsektors, 
die selbst keine Unternehmen des Finanzsektors sind, enteig- 
net werden, sofern die Voraussetzungen des Absatzes 4 vor- 
liegen. 

In Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 betrifft z. B. die Enteignung 
von Wertpapier- oder Kreditportfolien von sanierangsbe- 
dürftigen Unternehmen des Finanzsektors und deren Über- 
tragung auf eine Zweckgesellschaft des Bundes oder des 
Fonds. In diesen Fällen sollen auch die betreffenden Refi- 
nanzierungsverbindlichkeiten und Verbindlichkeiten aus De- 
rivate-, Pensions- und ähnlichen Geschäften mit Bezug auf 
diese Wertpapiere oder Forderungen mit übertragen werden 
(vgl. im Übrigen § 2 Absatz 2). 

Absatz 2 Satz 2 legt fest, dass eine Enteignung von Unter- 
nehmensanteilen und Anteilen an Tochterunternehmen nicht 
in Betracht kommt bei Landesbanken, Sparkassen und ande- 
ren öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten, an denen aus- 
schließlich juristische Personen des öffentlichen Rechts 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind. Absatz 2 Satz 3 und 
4 ermöglicht die Umsetzung einer Enteignung in Fällen, in 
denen das Unternehmen in Rechtsform einer Kommanditge- 
sellschaft organisiert ist. 

Enteignungsbegünstigte können nach Absatz 3 nur der Fi- 
nanzmarktstabilisierungsfonds gemäß § 1 des Finanzmarkt- 
stabilisierungsfondsgesetzes sowie juristische Personen des 
öffentlichen Rechts oder des Privatrechts sein, deren Anteile 
ausschließlich von dem Finanzmarktstabilisierangsfonds 
unmittelbar oder mittelbar gehalten werden. Die Aufzählung 
ist abschließend. 

Die Enteignung ist Ultima Ratio. Sie ist nachrangig, steht al- 
so nicht zur Disposition, wenn geeignete mildere Mittel zur 
Verfügung stehen. In Absatz 4 wird deshalb die Zulässigkeit 
einer Enteignung unter Berücksichtigung ihres Ausnahme- 
charakters festgelegt. Grundsätzlich ist gemäß Absatz 4 
Nummer 1 die Enteignung im Einzelfall nur zulässig, wenn 
sie für die Sicherung der Finanzmarktstabilität erforderlich 
ist und andere rechtlich und wirtschaftlich zumutbare Lösun- 
gen nicht zur Verfügung stehen, mit denen die Finanzmarkt- 
stabilität gleichermaßen, aber auf weniger einschneidende 
Weise gesichert werden kann. Damit wird die Vorgabe des 
Artikels 14 Absatz 3 Satz 1 GG umgesetzt, dass eine Enteig- 
nung nur zum Wohl der Allgemeinheit zulässig ist. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts bedeutet 
dies, dass die Enteignung verhältnismäßig, insbesondere zur 
Erreichung des angestrebten Gemeinwohlziels erforderlich 
sein muss. Dabei sind auch die rechtliche und wirtschaftliche 
Zumutbarkeit alternativer Maßnahmen zu prüfen. Die Ent- 
eignung kann nur als äußerstes Mittel eingesetzt werden, 
wenn andere, mildere Mittel nicht mehr zur Verfügung ste- 
hen, um die Finanzmarktstabilität in dem erforderlichen 
Zeitraum rechtssicher und wirtschaftlich zumutbar sichern 
zu können. 

Voraussetzung für eine Enteignung nach Nummer 1 ist ins- 
besondere, dass die in Nummer 2 genannten Gründe vorlie- 
gen. Es muss neben der Systemrelevanz des betreffenden 
Unternehmens des Finanzsektors (Nummer 2 Buchstabe a) 
berücksichtigt werden, ob Stabilisierangsmaßnahmen nach 
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dem Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz ausreichen oder 
ob anstelle oder neben den Stabilisierungsmaßnahmen eine 
Übertragung des Enteignungsgegenstandes auf den Enteig- 
nungsbegünstigten und damit Kontrollerwerb des Fonds er- 
forderlich ist (Nummer 2 Buchstabe b). 

Insbesondere in grundlegenden Saniemngs- und Restruktu- 
rierungsfallen wird der Fonds zur Gewährleistung einer 
rechtssicheren und nachhaltigen Stabilisierung des Unter- 
nehmens des Finanzsektors die Mehrheit oder sämtliche An- 
teile des betreffenden Unternehmens unmittelbar oder mit- 
telbar auf sich vereinen müssen. Denn die weit reichenden 
Restrukturierungs- und Sanierungsentscheidungen können 
letztlich rechtssicher in dem erforderlichen Zeitraum nur ge- 
troffen werden, wenn die Einschnitte, Sanierungsentschei- 
dungen und Umsetzungen maßgeblich über die Unter- 
nehmensorgane (insbesondere Hauptversammlung und 
Aufsichtsrat) gesteuert werden, ohne hieran z. B. durch 
Stimmquoren bei Strukturentscheidungen, Bestimmungen 
zum Minderheitenschutz, Berichtserfordemisse oder sonsti- 
ge dem Schutz weiterer Anteilsinhaber dienende Bestim- 
mungen des allgemeinen Kapitalgesellschaftsrechts gehin- 
dert zu sein, die nicht rechtssicher auszuschließen sind. 

Es entspricht dem Standard des Enteignungsrechts und den 
Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes, dass 
in Fällen, in denen das Enteignungsziel gleichermaßen durch 
einen freihändigen Erwerb erreichbar wäre, der Enteig- 
nungsberechtigte sich zuvor ernsthaft um einen solchen Er- 
werb zu wirtschaftlich zumutbaren Bedingungen bemühen 
muss (vgl. z. B. § 87 Absatz 2 des Baugesetzbuches - 
BauGB). Vorliegend wird dieser Grundsatz in Absatz 4 
Nummer 2 Buchstabe c auf jede Form eines alternativen Er- 
werbs übertragen. Dabei ist die Legaldefinition des alterna- 
tiven Erwerbs in Absatz 4 Nummer 2 zu beachten: Er liegt 
vor, wenn eine Übertragung des Enteignungsgegenstandes 
auf den Enteignungsbegünstigten in dem für die Sicherung 
der Finanzmarktstabilität erforderlichen Zeitraum rechtssi- 
cher und zu wirtschaftlich zumutbaren Bedingungen auf we- 
niger einschneidende Weise erreicht werden kann. Hat ein 
alternativer Erwerb nach Einschätzung der Enteignungsbe- 
hörde hinreichende Aussicht auf Erfolg, ist eine Enteignung 
nur zulässig, wenn sich die Enteignungsbehörde zuvor ernst- 
haft um den alternativen Erwerb vergeblich bemüht hat. Eine 
gegenüber einer Enteignung weniger einschneidende Maß- 
nahme kann z. B. in dem Erwerb von Anteilen, einem Über- 
nahmeangebot nach dem Wertpapierübemahmegesetz, einer 
Kapitalmaßnahme oder vergleichbaren Maßnahmen liegen. 
Hierbei ist insbesondere zu prüfen, ob die durch das 
Finanzmarktstabilisierungsbeschleunigungsgesetz eingefüg- 
ten weiteren zivil- und gesellschaftsrechtlichen Möglichkei- 
ten genutzt werden können, um das betreffende Unterneh- 
men in dem erforderlichen Zeitraum rechtssicher und 
wirtschaftlich zumutbar stabilisieren zu können. 

Nur wenn ein alternativer Erwerb hinreichende Aussicht auf 
Erfolg hat, muss sich die Enteignungsbehörde zuvor ernst- 
haft darum vergeblich bemüht haben. Ob eine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg besteht, muss im Einzelfall geprüft wer- 
den. Besteht aufgrund der tatsächlichen oder rechtlichen 
Umstände des Einzelfalls, insbesondere aufgrund Dringlich- 
keit, keine Aussicht darauf, dass der Enteignungsgegenstand 
in dem für die Sicherung der Finanzmarktstabilität erforder- 
lichen Zeitraum rechtssicher und zu wirtschaftlich zumut- 


baren Bedingungen auf den Enteignungsbegünstigten über- 
tragen werden kann, so besteht mangels eines milderen, 
gleichermaßen geeigneten Mittels kein Erfordernis, sich um 
den alternativen Erwerb zuvor ernsthaft zu bemühen (Ab- 
satz 4 Nummer 2 Buchstabe c Satz 2). Diese Voraussetzun- 
gen können z. B. vorliegen, wenn der alternative Erwerb in 
einem Übemahmeangebot nach dem Wertpapierübernahme- 
gesetz bestünde, jedoch aufgrund der konkreten Dringlich- 
keit und der Aktionärs Struktur eines börsennotierten 
Unternehmens mit Streubesitz keine Gewissheit darüber be- 
stünde, in dem für die Sicherung der Finanzmarktstabilität 
erforderlichen Zeitraum die erforderliche Annahmequote zu 
erreichen. Demgegenüber ist allein der Dringlichkeit wegen 
der Versuch eines alternativen Erwerbs im Wege der Kapi- 
talerhöhung (gegebenenfalls nach vorheriger Herabsetzung) 
nicht zu unterlassen; dies schließt ein, dass für eine entspre- 
chende Kapitalmaßnahme in der Hauptversammlung die 
erforderliche Mehrheit nicht erreicht worden ist oder der Be- 
schluss nicht rechtzeitig eingetragen wird. 

Zu § 2 (Enteignungsakt) 

Nach Artikel 14 Absatz 3 Satz 2 GG darf eine Enteignung 
unmittelbar durch förmliches Parlamentsgesetz (Legalent- 
eignung) oder auf der Grundlage eines förmlichen Parla- 
mentsgesetzes durch eine Entscheidung der Verwaltung 
(Rechtsverordnung oder Verwaltungsakt) erfolgen. 

§ 2 sieht vor, dass die Enteignung vorliegend durch Erlass 
einer Rechtsverordnung erfolgt. Dafür spricht vor allem das 
Erfordernis der Rechtssicherheit, dem bei Enteignungen von 
Anteilen an Unternehmen des Finanzsektors eine besondere 
Bedeutung zukommt. Es muss stets klar sein, welche Perso- 
nen zu welchem Zeitpunkt Inhaber der Anteile sind. 

Bei einem Vorgehen durch Verwaltungsakt müsste entweder 
ein gleich lautender Bescheid an jeden einzelnen Anteilsin- 
haber des betreffenden Unternehmens ergehen. Dies wäre 
jedenfalls bei Unternehmen mit einer Vielzahl von Anteils- 
inhabern mit einem erheblichen Verwaltungsaufwand ver- 
bunden und erscheint daher wenig praktikabel. Oder es 
müsste eine Allgemeinverfügung im Sinne des § 35 Satz 2 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) ergehen. Diese 
könnte zwar ohne eine spezielle gesetzliche Ermächtigung 
öffentlich bekanntgegeben werden, wenn eine Bekanntgabe 
an die Beteiligten untunlich ist (vgl. § 41 Absatz 3 Satz 2 
VwVfG). Jedoch wirkt die Anfechtung einer Allgemeinver- 
fügung, insbesondere mit Blick auf den Suspensiveffekt 
nach § 80 Absatz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO), grundsätzlich nur relativ, d. h. für den jeweiligen 
Kläger, nicht für die übrigen Betroffenen. Gleichermaßen 
kommt auch bei einer Kassation einer Allgemeinverfügung 
nach § 113 Absatz 1 Satz 1 VwGO die Wirkung grundsätz- 
lich nur dem Kläger zugute. Aus diesen Gründen erscheint 
eine Enteignung durch Rechtsverordnung sachgerechter als 
eine Enteignung durch Verwaltungsakt. Denn bei ihr beste- 
hen die genannten Unsicherheiten nicht. 

Die Eigentumsentziehung durch Rechtsverordnung darf 
nicht dazu führen, dass der durch Artikel 14 Absatz 1 Satz 1 
und Artikel 19 Absatz 4 GG garantierte effektive Rechts- 
schutz geschmälert wird. Deshalb wird durch § 5 dieses Ge- 
setzes ein den verfassungsrechtlichen Vorgaben genügender 
effektiver Rechtsschutz gegen die Rechtsverordnung nach 
§ 2 ausdrücklich zugelassen. 
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Die Bestimmtheit von Inhalt, Zweck und Ausmaß der Ver- 
ordnungsermächtigung ergibt sich aus den weiteren Bestim- 
mungen des § 2 in Verbindung mit § 1 dieses Gesetzes. Wer- 
den Anteile an Unternehmen gemäß § 1 Absatz 2 Nummer 1 
oder 2 enteignet, so sind nach § 2 Absatz 1 das Unternehmen, 
die Art der Anteile sowie anzugeben, ob nur bestimmte An- 
teilsinhaber von der Enteignung betroffen oder umgekehrt 
nicht betroffen sind. Gehören auch abgrenzbare Bestände 
von Forderungen oder Wertpapieren zu den zulässigen Ent- 
eignungsgegenständen, so muss Rechtssicherheit darüber be- 
stehen, welche Forderungen und Wertpapiere im Einzelnen 
von der Enteignung betroffen sind. Sofern diese nicht einer 
bestimmten juristischen Person oder bestimmbaren organisa- 
torischen Einheit (Geschäftsbereich, Betriebsbereich o. ä.) 
eindeutig und abgrenzbar zugeordnet werden können, kann 
es ggf. erforderlich sein, in der Rechtsverordnung oder in 
einem Anhang hierzu, vergleichbar einem Spaltungsplan, die 
von der Enteignung betroffenen Forderungen oder Wertpa- 
piere näher zu bezeichnen. Sofern ein abgrenzbarer Bestand 
von Forderungen oder Wertpapieren enteignet wird, kann 
auch die Übertragung von Verbindlichkeiten angeordnet 
werden. Auch diese müssen in der Rechtsverordnung genau 
bezeichnet werden. 

Um den Einzelfallen und der aus Sicht der Finanzmarkt- 
stabilität jeweils unterschiedlichen Dringlichkeit gerecht 
werden zu können, besteht für die Festlegung des gemäß 
Absatz 1 Nummer 3 anzugebenden Übergangszeitpunkts 
Flexibilität. Der Verordnungsgeber kann in Fällen, in denen 
Stabilisierungsmaßnahmen besonders eilbedürftig sind z. B. 
vorsehen, dass der Übergangszeitpunkt auf den Tag nach der 
Veröffentlichung der Rechtsverordnung im Bundesgesetz- 
blatt fallt. Er kann aber auch, z. B. im Hinblick auf den in § 5 
ermöglichten Rechtsschutz, einen späteren, hiervon abwei- 
chenden Tag in der Rechtsverordnung benennen oder allge- 
mein bestimmen. 

Die Absätze 2 bis 4 regeln die Wirkung und Rechtsfolgen 
des Enteignungsaktes. Bei den in Absatz 2 Satz 1 erwähnten 
Rechten, die mit dem Enteignungsgegenstand Zusammen- 
hängen, handelt es sich z. B. um Dividendenrechte. Werden 
sämtliche Aktien einer börsennotierten Aktiengesellschaft 
enteignet, so erfolgt mit dem Übergangszeitpunkt die Ein- 
stellung der Notierung und dann - von Amts wegen - auch 
der Widerruf der Zulassung nach § 39 Absatz 1 des Börsen- 
gesetzes (BörsG). Weiterer Regelungen bedarf es insoweit 
nicht. Absatz 2 Satz 2 stellt klar, dass Bezugsrechte nach 
dem Vollzug der Enteignung erlöschen. Anderenfalls könnte 
eine spätere Ausübung der Rechte jeweils neue Mitglied- 
schaftsrechte begründen und damit den angestrebten und er- 
reichten Zustand wieder beseitigen. Der Übergang der An- 
teile erfolgt unmittelbar kraft Gesetzes, nicht erst durch die 
Eintragung in das Handelsregister nach Absatz 2 Satz 5. Die- 
se ist deshalb nur deklaratorisch. 

Zu § 3 (Verfahren) 

§ 3 regelt das Verfahren der Enteignung. Mit den vorgesehe- 
nen Bestimmungen soll den Interessen der Betroffenen 
Rechnung getragen werden. Deshalb ist insbesondere vorge- 
sehen, dass die Enteignungsbehörde die Betroffenen anhört 
und ihnen in geeigneter Form Gelegenheit zur Stellungnah- 
me gibt (Absatz 4). 


Ob eine Anhörung in der Praxis möglich ist, hängt von dem 
Einzelfall ab: Im Falle einer überschaubaren Anzahl nament- 
lich bekannter Anteilsinhaber eines nicht börsennotierten 
Unternehmens scheitert eine Anhörung jedenfalls nicht an 
einem erheblichen Aufwand. Anders dürfte dies aber z. B. 
bei börsennotierten Gesellschaften mit einem erheblichen 
Streubesitz sein. In beiden Fällen kann eine Anhörung auch 
dann entfallen, wenn diese mit unverhältnismäßigem Auf- 
wand verbunden wäre oder dadurch der Zweck der Enteig- 
nung gefährdet würde (ähnlich: § 5 Absatz 4 des Investi- 
tionsvorranggesetzes). 

Selbst in Fällen, in denen von einer Anhörung abgesehen 
werden kann, bleibt die Enteignungsbehörde verpflichtet, 
gleichwohl bei ihr eingegangene Stellungnahmen der von 
einer Enteignung Betroffenen bei ihrer Entscheidung zu be- 
rücksichtigen. Als Enteignungsbehörde wird das Bundes- 
ministerium der Finanzen bestimmt. 

Zu § 4 (Entschädigung) 

§ 4 regelt die Entschädigung. Nach Artikel 14 Absatz 3 
Satz 2 GG darf eine Enteignung durch Gesetz oder aufgrund 
eines Gesetzes nur erfolgen, das Art und Ausmaß der Ent- 
schädigung regelt (Junktimklausel). § 4 legt die Maßstäbe 
für die Berechnung der Entschädigung fest. Die Bestimmung 
des Entschädigungsberechtigten in Absatz 1 Satz 2 orientiert 
sich an den Beispielen des § 94 Absatz 1 BauGB. 

§ 4 Absatz 1 Satz 1 regelt, dass der Enteignungsbegünstigte 
im Außenverhältnis gegenüber demjenigen, der durch die 
Enteignung in seinem Recht beeinträchtigt wird und einen 
Vermögensnachteil erleidet, zur Leistung der Entschädigung 
verpflichtet ist. Der Anspruch des Entschädigungsberechtig- 
ten richtet sich gegen den Enteignungsbegünstigten. Satz 2 
betrifft das Innenverhältnis zwischen den in § 1 Absatz 3 des 
Rettungsübemahmegesetzes genannten Enteignungsbegüns- 
tigten und legt fest, dass die Entschädigungszahlung dem 
Fonds obliegt und aus Mitteln des Fonds erfolgt. Dies folgt 
daraus, dass Enteignungen und andere Maßnahmen des 
Fonds gleichermaßen der Finanzmarktstabilisierung dienen, 
sich gegenseitig ergänzen und dass der Fonds mit einer eige- 
nen Kreditermächtigung zur Durchführung von Stabilisie- 
rungsmaßnahmen ausgestattet ist. Nach Satz 3 muss sich der 
Begünstigte zuvor ausdrücklich mit der Enteignung einver- 
standen erklären. 

Die Entschädigung wird im Enteignungsrecht grundsätzlich 
von dem Enteignungsbegünstigten gezahlt (Absatz 2 Satz 1). 

Die Entschädigung bemisst sich nach Absatz 3 Satz 1 an dem 
Verkehrswert des Enteignungsgegenstandes. Zwar muss bei 
einer Enteignung, anders als z. B. in den Fällen eines Unter- 
nehmensvertrages oder einer Eingliederung nach den 
§§ 291 ff., 320 ff. des Aktiengesetzes, bei denen es sich um 
Inhalts- und Schrankenbestimmungen im Sinne des Arti- 
kels 14 Absatz 1 Satz 2 GG handelt (vgl. BVerfG, NJW 
1999, S. 3769 ff.), kein voller Wertersatz, insbesondere kein 
Ersatz des vollen Verkehrswertes geleistet werden. Artikel 14 
Absatz 3 Satz 3 GG verlangt lediglich, dass die Entschädi- 
gung unter gerechter Abwägung der Interessen der Allge- 
meinheit und der Beteiligten zu bestimmen ist. Dennoch 
wird vorliegend der Verkehrswert des Enteignungsgegen- 
standes der Entschädigung zu Grunde gelegt. 
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Werden Unteraehmensanteile oder sonstige Bestandteile der 
Eigenmittel von Unternehmen enteignet, erfolgt gemäß Ab- 
satz 3 Satz 2 die Verkehrswertbestimmung auf der Grund- 
lage einer Untemehmensbewertung. Der Untemehmens- 
bewertung kann dabei die wirtschaftliche Lage des 
Unternehmens ohne Enteignung und ohne jegliche Stabili- 
sierungs- oder sonstige Hilfs- oder Sicherungsmaßnahmen 
zugrunde gelegt werden. Denn zum einen besteht auf Stabi- 
lisierungsmaßnahmen kein Rechtsanspruch. Zum anderen 
dienen Stabilisierungsmaßnahmen dem betroffenen Unter- 
nehmen, sie bezwecken jedoch nicht eine Erhöhung der An- 
teilswerte der Eigentümer. 

Absatz 4 enthält für die Verkehrswertbestimmung bei bör- 
sennotierten Gesellschaften eine vorrangige Spezialregelung 
zu Absatz 3. Sie lehnt sich an die Bestimmungen des § 5 
WpÜG-AngebotsVO an, die für die vorliegenden Zwecke 
modifiziert werden (insbesondere hinsichtlich des Zeitraums 
für die Ermittlung des durchschnittlichen Börsenkurses). Für 
Abfmdungsbestimmungen nach den §§ 304, 405, 320b des 
Aktiengesetzes hat das Bundesverfassungsgericht ausdrück- 
lich anerkannt, dass von Verfassungs wegen nicht notwendig 
der Börsenkurs zum maßgeblichen Bewertungsstichtag zu- 
grunde gelegt werden muss, sondern etwa auch auf einen 
Durchschnittskurs im Vorfeld der Entscheidung abgestellt 
werden kann (vgl. BVerfG, NJW 1999, S. 3769 [3772]). 

Die Berechnung des durchschnittlichen Börsenkurses orien- 
tiert sich an § 5 Absatz 3 WpÜG-AngebotsVO. Da die Daten 
nicht öffentlich zugänglich sind, bedarf es zur Ermittlung der 
Mitwirkung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf- 
sicht (BaFin). 

Bei Unternehmen des Finanzsektors, die nach diesem Gesetz 
verstaatlicht werden, ist es denkbar, dass der Börsenkurs den 
Untemehmenswert nur sehr unzutreffend widerspiegelt; ins- 
besondere kann der Untemehmenswert deutlich hinter dem 
Börsenkurs Zurückbleiben. Bestehen Anhaltspunkte dafür, 
dass ein auf der Gmndlage einer Untemehmensbewertung 
ermittelter Verkehrswert des Enteignungsgegenstandes von 
dem nach Maßgabe des Börsenkurses ermittelten Wert er- 
heblich abweichen würde, ist eine Untemehmensbewertung 
entsprechend den Vorgaben in Absatz 3 Satz 2 bis 4 durch- 
zuführen. Ergibt sich hieraus ein Wert des Enteignungsge- 
genstandes, der von dem nach Maßgabe des Börsenkurses 
ermittelten Wert erheblich abweicht, soll dieser, sich aus der 
Unternehmensbewertung ergebende Wert der Ermittlung des 
Verkehrswertes nach Absatz 3 Satz 1 zu Gmnde gelegt wer- 
den. 

Die Entschädigung ist in Geld zu leisten. Diese Regelung ist 
der Vorschrift des § 99 Abs. 3 BauGB nachempfunden. 

Zu § 5 (Rechtsschutz) 

Absatz 1 begründet eine erst- und letztinstanzliche Zustän- 
digkeit des Bundesverwaltungsgerichts für die Entscheidung 
über die Gültigkeit von Rechtsverordnungen nach § 2. 

Eine sachliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsge- 
richts zur Entscheidung in erster und zugleich letzter Instanz 
(und damit als Tatsachengericht) ist nicht neu. Sie existiert 
bereits seit langem in den Fällen des § 50 VwGO und ist 
nunmehr auch in § 16 Satz 1 FMStFG vorgesehen. Im Hin- 
blick auf Artikel 19 Absatz 4 GG begegnet dies keinen Be- 


denken, wenn und soweit ein besonderes bundespolitisches 
Interesse an der Konzentration des Rechtsschutzes beim 
Bundesverwaltungsgericht besteht und ein legitimes Interes- 
se an der Beschleunigung des Verfahrens anzuerkennen ist 
(vgl. Kopp/Schenke, VwGO, 15. Aufl. 2007, § 50 Rn. 1). 
Die Bewältigung der Finanzkrise, die den gesamten Finanz- 
markt und damit weite Teile sowohl der Wirtschaft wie der 
Bevölkerung bedrohen kann, ist ein solches besonderes bun- 
despolitisches Interesse, das nicht nur rechtssicheres, son- 
dern vor allem auch zügiges Handeln erfordert. Die Be- 
schränkung auf eine Instanz entspricht diesem Ziel. 

Auch im Hinblick auf die Artikel 92, 95 Absatz 1 und Artikel 3 
Absatz 1 GG begegnet dies keinen Bedenken. Diese Bestim- 
mungen sind bei einer erstinstanzlichen Zuständigkeit obers- 
ter Gerichtshöfe nicht verletzt, wenn für die Zuständigkeits- 
begründung sachlich einleuchtende Gründe vorliegen. Das ist 
bei Rechtsstreitigkeiten der Fall, bei denen ein gesamtstaatli- 
ches oder bundesstaatliches Interesse an einer raschen 
(rechtskräftigen) Entscheidung besteht (BVerwG, Urteil vom 
9. Juli 2008, Az.: 9 A 14.07, Rn. 32 f.). Diese Voraussetzung 
ist hier aus den genannten Gründen erfüllt. Zudem wird die 
Zahl der Anwendungsfälle des Gesetzes voraussichtlich sehr 
gering sein, so dass in quantitativer und qualitativer Hinsicht 
der Ausnahmecharakter der erstinstanzlichen Zuständig- 
keit des Bundesverwaltungsgerichts gewahrt bleibt (vgl. 
BVerwG, a. a. O., Rn. 32). 

Das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht orientiert 
sich an § 47 VwGO (Normenkontrolle von Landesrecht 
durch die Oberverwaltungsgerichte) und § 76 ff. BVerfGG 
(abstrakte Normenkontrolle vor dem Bundesverfassungsge- 
richt). Für die Anordnung einer Normenkontrolle bundes- 
rechtlicher Rechtsverordnungen durch das Bundesverwal- 
tungsgericht gibt es Vorbilder (z. B. § 2 Absatz 3 des 
Gesetzes über den Bau der „Südumfahrung Stendal“ der 
Eisenbahnstrecke Berlin-Oebisfelde vom 29. Oktober 1993, 
BGBl. I S. 1906). Vorliegend sind gesonderte Bestimmun- 
gen zum Verfahren der Normenkontrolle aus Gründen der 
Rechtssicherheit und des Rechtsschutzes geboten. Denn die 
vorgenannten Bestimmungen sind auf Verordnungen nach 
diesem Gesetz nicht unmittelbar anwendbar. Die Alternati- 
ve, verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz gegen Rechts- 
verordnungen des Bundes im Wege der Feststellungsklage 
nach § 43 VwGO zuzulassen, ist umstritten (vgl. BVerwG, 
NVwZ 2007, 1311 (1313); VG Berlin, Urteil vom 7. März 
2008, VG 4 A 439.07 - Mindestlohn). Zentrale Fragen eines 
derartigen Verfahrens nach § 43 VwGO, beispielsweise die 
Antragsbefugnis oder die Rechtswirkungen der Entschei- 
dung (inter partes oder inter omnes, Zeitpunkt des Wirksam- 
werdens der Entscheidung), wurden von der Rechtsprechung 
bislang nicht hinreichend geklärt. Die hieraus folgende 
Rechtsunsicherheit wäre für Verfahren gegen Rechtsverord- 
nungen nach diesem Gesetz nicht hinnehmbar. 

Für das Hauptsache- wie für das einstweilige Rechtsschutz- 
verfahren wird eine Antragsfrist von zwei Wochen ab Ver- 
kündung der Rechtsverordnung festgelegt (Absatz 2 Satz 1, 
Absatz 6 Satz 2). Die Entscheidung des Bundesverwaltungs- 
gerichts soll binnen vier Wochen nach Antragstellung erge- 
hen (Absatz 2 Satz 3, Absatz 6 Satz 2). Die Soll-Vorschrift 
folgt dem Vorbild des § 246a Absatz 3 Satz 6 AktG und gibt 
eine für die Verfahrensgestaltung des Gerichtes wichtige 
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zeitliche Orientierung. Die richterliche Unabhängigkeit 
bleibt hiervon unberührt. 

Die Fristbestimmungen in Absatz 2 Satz 1 und 3 dienen da- 
zu, schnellstmöglich endgültige Sicherheit über die Zuord- 
nung des Eigentums an den Enteignungsgegenständen zu er- 
langen. Wenn eine Verstaatlichung zum Zwecke der 
Sicherung der Finanzmarktstabilität erforderlich ist, so ist 
die Verstaatlichung selbst nur der erste Schritt. Die Verstaat- 
lichung verschafft dem Bund und den anderen ihm zuzu- 
ordnenden Enteignungsbegünstigten erst die erforderliche 
Voraussetzung dafür, rechtssichere und wirtschaftlich ver- 
tretbare Maßnahmen zur Stabilisierung des Unternehmens 
ergreifen und umsetzen zu können (z. B. eine Rekapitalisie- 
rung). Die Verstaatlichung wird also regelmäßig die Voraus- 
setzung für die Durchführung der notwendigen Stabilisie- 
rungsmaßnahmen sein. 

Vor diesem Hintergrund müssen für die Bestimmung der 
Rechtsschutzfrist das Rechtsschutzinteresse und das überra- 
gende Gemeinwohlbelang der Finanzmarktstabilität mitein- 
ander abgewogen werden. Die Abwägung ist sowohl für den 
Hauptsacherechtsschutz gemäß Absatz 1 als auch für den 
einstweiligen Rechtsschutz gemäß Absatz 6 erforderlich. 

Für diese von dem Gesetzgeber vorzunehmende generelle 
Abwägung sind u. a. das erhebliche Gewicht des Gemein- 
wohlbelangs der Finanzmarktstabilität sowie die Dringlich- 
keit der Durchführung von Stabilisierungsmaßnahmen zu 
berücksichtigen; ferner, dass die von einer Enteignung Be- 
troffenen nicht erst mit dem Erlass der Enteignungsentschei- 
dung von der Enteignung erfahren, sondern sich bereits im 
vorangehenden Enteignungsverfahren auf die zu erwartende 
Enteignung einstellen können. Denn die Eröffnungsent- 
scheidung ist auf der Internetseite des Bundesministeriums 
der Finanzen sowie im elektronischen Bundesanzeiger zu 
veröffentlichen (§ 3 Absatz 2 Satz 2). Auch ist in diesen Fäl- 
len mit einer umfangreichen Presseberichterstattung zu rech- 
nen. Der Rechtsschutzsuchende ist somit bereits aufgrund 
der Gestaltung des Enteignungsverfahrens bei Vorbereitung 
und Einreichung eines Rechtsschutzantrages faktisch nicht 
auf die zwei Wochen gemäß Absatz 2 Satz 1 und Absatz 6 
Satz 2 beschränkt. 

Darüber hinaus gibt es bundesgesetzliche Vorbilder für eine 
auf zwei Wochen beschränkte Rechtsschutzfrist. So wurde in 
§ 12 Absatz 2 des Gesetzes über den Vorrang für Investitio- 
nen bei Rückübertragungsansprüchen nach dem Vermögens- 
gesetz (Investitionsvorranggesetz - InVorG) die Frist für 
eine Beantragung einstweiligen Rechtsschutzes auf zwei 
Wochen beschränkt. Der Erfolg im einstweiligen Rechts- 
schutzverfahren war erforderlich, um den Rückübertra- 
gungsanspruch, der durch den Investitionsvorrangbescheid 
im Interesse des Gemeinwohlzieles der Förderung von In- 
vestitionen in den neuen Bundesländern aufgehoben wurde, 
aufrechtzuerhalten (§ 12 Absatz 3 Satz 4 InVorG). Die 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sowie des 
Bundesverfassungsgerichts hatte sodann zur Gewährleis- 
tung effektiven Rechtsschutzes verlangt, bereits im einstwei- 
ligen Rechtsschutzverfahren eine vollständige Prüfung der 
Erfolgsaussichten der Hauptsache durchzuführen. Die zwei- 
wöchige Antragsfrist blieb indes unbeanstandet. Sie wird im 
Übrigen auch in anderen Entscheidungen des Bundesverfas- 
sungsgerichtes (z. B. BVerfGE 77, 275, 286) als ausreichend 
und mit Artikel 19 Absatz 4 GG vereinbar angesehen. 


Antragsberechtigt sind gemäß Absatz 2 Satz 1 allein jene 
Personen, deren Rechtsstellung (Eigentum an den Enteig- 
nungsgegenständen) durch die Rechtsverordnung unmittel- 
bar betroffen ist. Hierzu zählen bei der Enteignung von An- 
teilen an Unternehmen insbesondere nicht das betroffene 
Unternehmen sowie Gläubiger oder sonstige Vertragspartner 
des Unternehmens oder der enteigneten Anteilsinhaber. Das 
Verfahren ist wie das Normenkontrollverfahren nach § 47 
VwGO als kontradiktorisches Verfahren ausgestaltet, um der 
Bundesrepublik Deutschland als Normgeber die Möglich- 
keit zu verschaffen, an dem Verfahren mit den Befugnissen 
des Verfahrensbeteiligten (§ 63 VwGO) teilzunehmen. 

Das Bundesverwaltungsgericht kann durch Urteil, aber auch 
durch Beschluss entscheiden, wenn es eine mündliche Ver- 
handlung nicht für erforderlich hält. Gegenstand des Verfah- 
rens ist die Überprüfung der Rechtsgültigkeit der angegrif- 
fenen Rechts Verordnung. Kommt das Gericht zu der 
Überzeugung, dass die Rechtsverordnung rechtswidrig ist, 
so erklärt es sie mit allgemeiner Verbindlichkeit für unwirk- 
sam (Absatz 3 Satz 2). 

Vorgesehen ist die Wirkung der Entscheidung ex nunc, nicht 
ex tune. Zwischenzeitliche Maßnahmen des Enteignungsbe- 
günstigten bleiben, im Interesse der Sicherheit des Rechts- 
verkehrs, wirksam. Die Rechtswirkungen der Entscheidung 
sollen erst nach der Veröffentlichung der Entscheidung 
durch die Bundesregierung eintreten (Absatz 3 Satz 3). Hier- 
durch wird eine transparente und rechtssichere Vermögens- 
zuordnung des Enteignungsgegenstandes sichergestellt. 

Zwar gilt im Grundsatz, dass rechtswidrige Rechtsverord- 
nungen - anders als rechtswidrige Verwaltungsakte - nicht 
erst ex nunc, sondern von Anfang an (ex tune) nichtig sind. 
Hierbei handelt es sich aber nicht um ein zwingendes rechts- 
staatliches Gebot, sondern um einen allgemeinen Grundsatz, 
von dem im Verfahren der verfassungs- und der verwal- 
tungsgerichtlichen Normenkontrolle Ausnahmen zulässig 
sind. So ist es im Verfahren nach § 47 VwGO — ebenso wie 
im Verfahren nach § 76 ff. VwGO - zulässig, eine Norm 
nicht von Anfang an, sondern erst mit Wirkung ex nunc oder 
zu einem späteren Zeitpunkt für nichtig zu erklären (vgl. 
Ziekow, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 2. Aufl. 2006, § 47 
Rn. 357). 

Nach Absatz 4 führt eine Unwirksamkeitserklärung nicht 
von Gesetzes wegen zu einer Rückübertragung des Enteig- 
nungsgegenstandes. Vielmehr wird ein - auf einen Monat 
begrenzter - Anspruch des Enteignungsbegünstigten auf 
Rückübertragung des Enteignungsgegenstandes sowie um- 
gekehrt ein Anspruch der Eigentümer des enteigneten Ge- 
genstandes auf dessen Rückübertragung - jeweils Zug um 
Zug gegen Rückzahlung der Entschädigung - begründet. 
Dieses Anspruchsmodell dient zum einen der Rechtssicher- 
heit der Vermögenszuordnung. Insbesondere bei großen Pu- 
blikumsgesellschaften könnte es bis zur Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts zu Veränderungen bei den ur- 
sprünglichen Eigentümern kommen (z. B. durch Umwand- 
lung, Einzelrechtsnachfolge, Erlöschen von Gesellschaften 
etc.). Hätte die Unwirksamkeitsentscheidung einen gesetzli- 
chen Übergang der Enteignungsgegenstände zur Folge, wäre 
in diesen Fällen unklar, auf wen das Eigentum übergegangen 
ist. Das in Absatz 4 geregelte Anspruchsmodell vermeidet 
diese Schwierigkeiten. Zudem eröffnet die Regelung den 
Beteiligten größere Flexibilität, indem sie die Rückübertra- 
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gung in deren Disposition stellt. Sie ermöglicht (insbeson- 
dere bei Gesellschaften mit vormals wenigen Eigentümern) 
einvemehmliche Lösungen, die keine oder nur eine teilweise 
Rückübertragung vorsehen. 

Voraussetzung für den Rückübertragungsanspruch des ent- 
eigneten Eigentümers ist, dass ein Antrag nach Absatz 1 
fristgerecht gesteht wurde und dieser zu einer Unwirksam- 
keitserklärung durch das Bundesverwaltungsgericht geführt 
hat. Wegen der Allgemeinverbindlichkeit der Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts ist nicht entscheidend, wel- 
cher antragsberechtigte Eigentümer einen Antrag nach Ab- 
satz 2 gestellt hat. 

Artikel 19 Absatz 4 GG verlangt jedenfalls dann die Mög- 
lichkeit vorläufigen Rechtsschutzes, wenn ohne ihn schwere, 
unzumutbare und anders nicht abwendbare Nachteile ent- 
stünden, zu deren nachträglicher Beseitigung die Entschei- 
dung in der Hauptsache nicht mehr in der Lage wäre 
(BVerfG, NJW 1989, 828; BVerfGE 46, 166, 179). Absatz 6 
schafft eine verfassungskonforme Möglichkeit für einstwei- 
ligen Rechtsschutz. Die Norm lehnt sich an die verfassungs- 
rechtlichen Vorgaben sowie an § 47 Absatz 6 VwGO an und 
ennöglicht einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen An- 
ordnung. Voraussetzung für einen Erfolg des Antrags ist, 
dass die einstweilige Anordnung zur Abwehr schwerer, un- 
zumutbarer und unumkehrbarer Nachteile dringend geboten 
ist. Ob solche Nachteile drohen, ob deren Abwehr dringend 
geboten ist und welche Anordnungen des Gerichtes erforder- 
lich sind, um diese zu verhindern, ist eine Frage des Einzel- 
falles. 

Regelmäßig wird allein der Übergang des Eigentums auf den 
Enteignungsbegünstigten nicht zu derartigen Nachteilen 
führen. Denn der Eigentumsübergang ist umkehrbar. Nach 
einer Unwirksamkeitserklärung können die zum Übergangs- 
Zeitpunkt bestehenden Eigentümer eine Rückübertragung 
verlangen (Absatz 4 Satz 2). Eine den Eigentumsübergang 
betreffende einstweilige Anordnung würde die Folgen einer 
Hauptsacheentscheidung vorwegnehmen. Deshalb kann eine 
einstweilige Anordnung, die im Kern eine Sicherungsfunkti- 
on hat, nur der Vermeidung solcher grundlegender und weit 
reichender Struktur-, Stabilisierungs- oder anderer Maßnah- 
men dienen, die der Enteignungsbegünstigte nach dem 
Eigentumsübergang umzusetzen beabsichtigt und die bei 
einem Erfolg in der Hauptsache zu schweren, unzumutbaren 
und unumkehrbaren Nachteilen zu Lasten der Enteigneten 
führen würde. 

Die Feststellung solcher Nachteile allein rechtfertigt indes 
noch nicht den Erlass einer einstweiligen Anordnung nach 
Absatz 6. Denn die einstweilige Anordnung muss darüber 
hinaus dringend geboten sein, um diese Nachteile abzuwen- 
den. Das erfordert eine umfassende Abwägung, bei der u. a. 
zu berücksichtigen sind: die Aussichten in der Hauptsache; 
das erhebliche Gewicht des mit der Enteignung (und den dar- 
auf aufbauenden Stabilisierungsmaßnahmen) verfolgten Ge- 
meinwohlzwecks der Finanzmarktstabilität; die Folgen einer 
Suspendierung von Stabilisierungsmaßnahmen für das Un- 
ternehmen, den Bund und den Finanzmarkt sowie die Tatsa- 
che, dass wegen des mit der Enteignung verfolgten Zweckes 
der Finanzmarkstabilität der Vollzug der Enteignung, also 
die Durchführung von Folgemaßnahmen, den Grundsatz des 
Gesetzes bildet, ihre Verhinderung indes die Ausnahme, die 


deshalb regelmäßig nur bei erkennbarer Rechtswidrigkeit 
der Rechtsverordnung in Betracht kommt. 

Absatz 6 Satz 3 soll im Interesse effektiven Rechtsschutzes 
gemäß Artikel 19 Absatz 4 GG davor schützen, dass vor Ab- 
lauf der Frist für die Beantragung einstweiligen Rechtsschut- 
zes die in Satz 1 genannten Nachteile aufgrund von Maßnah- 
men des Enteignungsbegünstigten entstehen. 

Nach Artikel 14 Absatz 3 Satz 4 GG steht bei Streitigkeiten 
über die Höhe der Enteignungsentschädigung der Rechtsweg 
zu den ordentlichen Gerichten offen. Während in der Regel 
die Verwaltungsgerichte für die Entscheidung über die Recht- 
mäßigkeit der - in öffentlicher Rechtsform bewirkten - Ent- 
eignung zuständig sind, entscheiden die ordentlichen Gerich- 
te über Streitfälle hinsichtlich der Höhe der Entschädigung. 
Diese Aufspaltung des Rechtswegs zwischen Primär- und Se- 
kundärrechtsschutz ließe sich nur durch Zuweisung des Pri- 
märrechtsschutzes zu den Zivilgerichten (vgl. z. B. Verfahren 
vor den Kammern für Baulandsachen, § 217 ff. BauGB), 
nicht aber durch eine Übertragung der Zuständigkeit für den 
Sekundärrechtsschutz auf die Verwaltungsgerichte vermei- 
den. Insofern enthält Artikel 14 Absatz3 Satz4GG eine zwin- 
gende Vorgabe, die auch vorliegend zu beachten ist. Die Al- 
leinzuständigkeit des BGH entspricht § 16 Satz 3 FMStBG. 

Zu § 6 (Befristung und Reprivatisierung) 

Durch die in Absatz 1 vorgesehene Befristung wird zum 
Ausdruck gebracht, dass das Instrument der Enteignung ge- 
rade nicht auf Dauer zur Verfügung stehen soll, sondern nur 
vorübergehend zur Bewältigung der Finanzkrise, sofern mil- 
dere Mittel nicht in Betracht kommen. Die Befristung kann 
indes nicht für sämtliche Bestimmungen des Gesetzes gel- 
ten. Sollte es aufgrund des Gesetzes zu einer Enteignung 
kommen, könnte es auch noch nach dem nach Absatz 1 maß- 
geblichen Zeitpunkt zu Rechtsschutzfragen oder Fragen im 
Zusammenhang mit einer zu leistenden Entschädigung kom- 
men. Die diesbezüglichen Vorschriften, ferner auch die Vor- 
schrift zur Reprivatisierung, zum Bezugsrecht der Altaktio- 
näre und zur Unterrichtung des Gremiums nach § 10a 
FMStFG sollen, im Interesse der von dem Gesetz gegebe- 
nenfalls Betroffenen sowie im Interesse der parlamentari- 
schen Informationsrechte, weiter fortbestehen. 

In Absatz 2 wird der Grundsatz der Reprivatisierung festge- 
legt. Nach diesem Gesetz enteignete Unternehmen sollen 
keinesfalls dauerhaft im Eigentum des Staates bleiben. Die 
Enteignung ist und bleibt ein Hilfsmittel zur Stabilisierung 
des Unternehmens und des Finanzmarktes. Sobald das Un- 
ternehmen nachhaltig stabilisiert ist, wird der Bund das Un- 
ternehmen wieder privatisieren (Absatz 2 Satz 1). Dabei ist 
den von einer Enteignung betroffenen Anteilsinhabem, über 
eine bereits geleistete Entschädigung hinaus, ein Recht auf 
bevorzugten Erwerb einzuräumen. 

Absatz 3 ennöglicht es, dass nach der Erlangung der Kon- 
trolle durch den Fonds private Expertise einbezogen werden 
kann, wenn dies der nachhaltigen Stabilisierung des Unter- 
nehmens dient. 

Zu § 7 (Rechte des Gremiums nach § 10a des Finanz- 
marktstabilisierungsfondsgesetzes) 

Die Regelung erstreckt sich auf die in § 10a FMStFG vorge- 
sehene parlamentarische Kontrolle der Maßnahmen und Ent- 
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Scheidungen des Finanzmarktstabilisierungsfonds auf Enteig- 
nungsmaßnahmen nach diesem Gesetz. Es ist ausdrücklich 
vorgesehen, dass das Gremium zum Finanzmarktstabilisie- 
rungsfonds vom Bundesministerium der Finanzen auch über 
die Lage von Unternehmen gemäß § 1 Absatz 2 Nummer 1 
und 3 unterrichtet wird, deren Anteile enteignet wurden. 

Zu § 8 (Verordnungsermächtigung) 

Die Vorschrift ermächtigt das Bundesministerium der Finan- 
zen, durch Rechtsverordnung weitere Regelungen zu treffen, 
die zur Sicherstellung des Zweckes dieses Gesetzes im Rah- 
men einer Enteignung zur Sicherung der Finanzmarktstabili- 
tät nach § 1 erforderlich sind. 

Zu § 9 (Verkündung von Rechtsverordnungen) 

Die Norm erleichtert die Bekanntgabe. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Finanzmarktstabilisie- 
rungsgesetzes) 

Die Ergänzung ist eine notwendige Folgeänderung zu den 
Änderungen des § 19 Absatz 2 InsO durch das MoMiG (Ge- 
setz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Be- 
kämpfung von Missbräuchen). 

Zu Artikel 5 (Änderung der Verordnung zur 
Durchführung des Finanzmarkt- 
stabilisierungsfondsgesetzes) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 
Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b 

Die Regelung erlaubt Nachlauffristen bis zu zwölf Monate 
im Einzelfall. 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

Klarstellung, dass auch Vergütungssysteme beherrschter Un- 
ternehmen angepasst werden können. 

Zu Buchstabe b 

Streichung einer nicht erforderlichen Vorschrift. 

Zu Buchstabe c 

Klarstellende Regelung zur Form der Verpflichtungserklä- 
rung. 

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 

Artikel 6 regelt das Inkrafttreten. 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 


